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  Auf die heimtückische Corona-Pandemie folgte Putins 
barbarischer Angriffskrieg und die damit verbundene Ener-
giekrise. Parallel ist unser Land in eine gefährliche Stand-
ortkrise geschlittert, die mit einer schleichenden De-Indus-
trialisierung einhergeht. Der eklatante Mangel an Fach- und 
Arbeitskräften verschärft die Situation zusätzlich. Zuletzt 
ist eine politisch verschuldete Haushaltskrise hinzuge-
kom men, die auch in der Wirtschaft für Verunsich e rung  
gesorgt hat.
  Manche der genannten Erschütterungen fallen in die 
Kategorie „höhere Gewalt“. Andere Bedrohungen hinge-
gen können wir durch eigenes Zutun entschärfen. Ob wir 
etwa die gegenwärtige Standortkrise überwinden, liegt in 
unseren eigenen Händen. Klar ist allerdings: Den Turn-
around werden wir nicht schaffen, wenn die Ampel so wei-
termacht wie bisher und bei den Belastungen der Unterneh-

Krisenmodus – das Wort des Jahres 2023 bringt die gegenwärtige Grund-
stimmung in unserem Land auf den Punkt. Die vergangenen vier Jahre 
waren geprägt von tiefgreifenden Umbrüchen und Umwälzungen, die uns 
in erbarmungsloser Frequenz heimgesucht haben. 

men mit Kosten, Paragrafen und Bürokratie ständig oben 
draufsattelt. Auch deshalb gab es zuletzt massive Proteste 
in verschiedenen Wirtschaftsbranchen, vor allem die Land-
wirte haben ihren Unmut lautstark kundgetan. 
  Fest steht auch: Mit einer 32-Stunden-Woche bei Lohn-
ausgleich werden wir uns sicher nicht aus der Krise he-
rausarbeiten können. Wir müssten doch wissen: Es gibt 
keinen anstrengungslosen Wohlstand!

  Was wir jetzt brauchen, ist eine zupackende Standort-
politik. In der zweiten Halbzeit der Legislaturperiode muss 
die Bundesregierung die Unternehmen entlasten, Zukunfts-
investitionen in die Wege leiten und Strukturreformen an-
packen. Kurzum: Wir müssen den Schalter umlegen und 
auf Wachstumsmodus stellen. Das wäre dann auch ein 
schönes Wort des Jahres 2024.

Raus aus  
dem Krisenmodus!

Editorial

Wolfram Hatz
Präsident

Bertram Brossardt
Hauptgeschäftsführer

Wolfram Hatz
Präsident

Bertram Brossardt
Hauptgeschäftsführer
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Schwache 
Nachfrage

Wirtschaftliche Lage Die bayerische M+E Industrie hat ein schwieriges Jahr 
2023 hinter sich. Zwar stieg die Produktion im Frühjahr 
und Sommer leicht an, doch zum Jahresende schwächte 
sie sich erneut ab. 

  Dank der nachlassenden Lieferengpässe konnten viele 
der aufgestauten Aufträge abgearbeitet werden, wodurch 
die fehlenden Neuaufträge überdeckt wurden. Nun wird die 
schwache Nachfrage – sowohl aus dem Inland als auch 
aus dem Ausland – zunehmend spürbar, was die Produktion 
auch im Jahr 2024 belasten wird. Als bayme vbm gehen wir 
im Jahresdurchschnitt von einer Stagnation der M+E Pro-
duktion in Bayern auf dem Niveau von 2023 aus. 
  

An den ungünstigen Rahmenbedingungen ändert sich we-
nig. Nach wie vor sind die Energiepreise hoch, das hohe 
Zins niveau verteuert die Finanzierung von Investitionen und 
die große innen- und geopolitische Unsicherheit bremst 
die wirtschaftliche Aktivität. Hinzu kommen die strukturel-
len Herausforderungen des Arbeits- und Fachkräfteman-
gels sowie der hohen und weiter steigenden Bürokratie 
und Regulierung.

  Trotz der schwachen Konjunktur stieg die Beschäfti-
gung in der bayerischen M+E Industrie im Jahr 2023 auf ein 
neues Rekordniveau von 878.000 Personen. Der Beschäf-
tigungsanstieg geht jedoch zu Ende und wird im Jahr 2024 
ins Negative drehen. Wir erwarten einen Rückgang der Be-
schäftigtenzahl im Jahresverlauf um 5.000.

Bertram Brossardt

„Die Bewertung der Geschäftslage liegt 
erstmals seit dem Corona-Einbruch 
wieder unter der Nulllinie.“
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Konjunktur- 
ausblick 2024

  Das Jahr 2023 war ein Jahr der wirtschaftlichen 
Stagnation. Die Aussichten für 2024 sind nicht  
wirk lich besser. Die schwierigen konjunkturellen  
Rah men bedingungen bleiben bestehen. Bei den 
Energie preisen ist keine Entspannung in Sicht, die 
Strompreise werden wohl sogar wieder steigen. 
Das außenwirtschaftliche Umfeld bleibt schwach 
und ist zudem von großen Risiken und Unsicherhei-
ten geprägt. Das gestiegene Zinsniveau dämpft die 
Investitionsneigung der Unternehmen und belastet 
insbesondere die Bauwirtschaft. Mit der Entspan-
nung der Lieferengpässe wird die Nachfrage-
schwäche immer stärker offenkundig.

  Hoffnungsvolle Signale kommen allenfalls von 
der Inflation, die im Jahresverlauf 2024 weiter sin-
ken wird. Dies stabilisiert die Kaufkraft der Verbrau-
cher. Inwieweit sich dies aber in höheren Konsum-
ausgaben niederschlagen wird, ist fraglich. Vor 
diesem Hintergrund erwarten wir für das Gesamt-
jahr allenfalls eine moderate Erholung mit einem 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts in Bayern um 
bestenfalls 0,3 Prozent. 

Wolfram Hatz
Präsident

  Unsere bayme vbm Konjunkturumfrage vom Dezem - 
ber 2023 zeigt, dass sich die Geschäftslage im zweiten 
Halbjahr 2023 deutlich eingetrübt hat. Sowohl für das In-
lands- als auch für das Auslandsgeschäft sind die Urteile 
der Un ternehmen in den negativen Bereich gefallen. Für 
die erste Jahreshälfte 2024 wird eine weitere Verschlech-
terung erwartet. 
  Die Produktions-, Investitions- und Beschäftigungsplä-
ne der Unternehmen im Inland fallen per Saldo negativ aus. 
Dabei öffnet sich speziell bei den Investitionen eine Schere 
zugunsten des Auslands. Dies liegt auch an den Standort-
bedingungen im Inland, die sich nach Einschätzung von 

zwei Dritteln der M+E Betriebe in den vergangenen Jahren 
verschlechtert haben. Als Folge hat ein knappes Fünftel 
der Unternehmen bereits Wertschöpfung ins Ausland ver-
lagert, fast jedes zweite plant dies. Investitionsentschei-
dungen werden immer häufiger zugunsten des Auslands 
getroffen.

PDF-Download
Konjunkturumfrage Winter 2023/24

  baymevbm.de/MEKUF

bayme vbm Konjunkturumfrage  
Winter 2023/24

Investitionspläne 
Inland-Ausland 
 
 
Pläne für das 1. Halbjahr 2024

Quelle : bayme vbm Konjunkturumfrage

unveränderthöher niedriger

Geschäftslage und -erwartungen 
Inland-Ausland 
 
 
Salden aus positiven und negativen Antworten

ErwartungenLage

Quelle : bayme vbm Konjunkturumfrage
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  Als Arbeitgeberverbände wollen wir unsere Mitglieder 
durch die Bereitstellung von Informationen bei der Diversi-
fizierung unterstützen. Unsere Studie Neue Beschaffungs-
märkte für die bayerische Wirtschaft identifiziert und ana-
lysiert potenzielle Märkte, von denen gerade auch M+E 
Unternehmen wichtige Vorprodukte beziehen können. Die 
Studie Neue Absatzmärkte für die bayerische Wirtschaft 
hat die Exportseite im Fokus und untersucht 13 attraktive 
Märkte in Asien und Lateinamerika. Komplettiert wird die-
ses Angebot durch die bereits Ende 2022 veröffentlichte 
Studie Chancen für die bayerische Wirtschaft in Subsa - 
hara-Afrika.

  Das außenwirtschaftliche Umfeld hat sich aber verän-
dert, die politische und ökonomische Weltordnung befin-
det sich im Wandel. Pandemie und Krieg haben die An fällig -
keiten unserer Lieferketten aufgezeigt, die Verläss lichkeit 
unserer Handelspartner steht infrage, Protektionismus 
und Handelskonflikte sind auf dem Vormarsch. Vor diesem 
Hintergrund passen die Unternehmen ihre Außenwirt-
schaftsstrategie an. Um die Resilienz zu steigern, müssen 
Abhängigkeiten reduziert werden. Hierfür ist eine stärkere 
Diversifizierung der Handelspartner notwendig – sowohl 
auf der Beschaffungs- als auch auf der Absatzseite.
 

Bertram Brossardt

„Unser wirtschaftlicher Erfolg und 
damit unser Wohlstand beruhen zu 
einem großen Teil auf der Interna- 
tionalisierung unserer Wirtschaft.“

vbw Studie – Neue Beschaffungsmärkte  
für die bayerische Wirtschaft

  vbw-bayern.de/STNBM

vbw Studie – Neue Absatzmärkte  
für die bayerische Wirtschaft

  vbw-bayern.de/STABM

vbw Studie – Chancen für die 
bayerische Wirtschaft in Subsahara-Afrika

  vbw-bayern.de/STCSA

Diversifizierung – Absatz und  
Beschaffungsmärkte der Zukunft 

Im Brennpunkt 

„In Bayern daheim, in der Welt zu Hause“ – 
dieser bekannte Slogan beschreibt sehr gut auch 
die bayerische M+E Industrie. Unsere Unternehmen 
sind international aufgestellt. Das gilt nicht nur für 
die großen Konzerne, sondern auch für zahlreiche 

kleine und mittelständische Unternehmen. 
Unsere Industrie profitiert von der Globalisie-
rung: vom Export der Produkte ebenso wie vom 
Import von Rohstoffen sowie kostengünstig 
hergestellten Vorprodukten.

http://www.vbw-bayern.de/STNBM
https://www.baymevbm.de/SCTAR
http://www.vbw-bayern.de/STABM
https://www.baymevbm.de/SCTAR
http://www.vbw-bayern.de/STCSA
https://www.baymevbm.de/SCTAR
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Unternehmens- 
perspektiven 
und Bürokratie- 
belastungen

Standort

„Innovationsumfeld“, allgemeine Infrastruktur“ und „Human-
kapital/Arbeitswelt“ clustern lassen. Auch hier gingen die 
Bewertungen überwiegend gegenüber dem Vorjahr zurück. 
Im längerfristigen Verlauf zeigt sich der Rückgang der Be-
wertungen der Themenbereiche noch deutlicher als im 
Jahresvergleich. Lagen die Schulnoten für diese fünf Be-
reiche zu Beginn der Erhebung 2013 noch grob zwischen 
einer 2 und einer 3, sind die Bewertungen inzwischen eher 
zwischen Note 3 und 4 angesiedelt.

  Aus Sicht der vbw ergibt sich daraus der klare Auftrag 
an die Politik, die Standortbedingungen wieder stärker in 
den Blick zu nehmen. Kernpunkte dabei sind die Bekämp-
fung des Arbeitskräftemangels, die Verringerung der Be-
lastungen beim Arbeitseinsatz (Arbeitskosten und Büro-
kratie) sowie die Sicherung einer stabilen und bezahlbaren 
Energieversorgung. Brossardt: „Für viele dieser Rahmen-
bedingungen sind Berlin und Brüssel zuständig – aber es 
gibt auch Dinge, die auf bayerischer Ebene verstärkt an-
gegangen werden müssen, wie etwa der schnelle Ausbau 
der erneuerbaren Energien.“

Standortqualität Bayerns  
deutlich verschlechtert

  Seit 2013 führt die vbw einmal im Jahr eine Befragung 
unter den Unternehmen im Freistaat zu den Standortbedin-
gungen durch. Von 2013 bis 2019 ist die Standortqualität 
Bayerns zunächst nahezu kontinuierlich gestiegen. 2019 
erreichte sie einen Höhepunkt. Auf einer Skala von 0 bis 
100 gaben die Unternehmen dem Freistaat bei der Standort-
qualität einen Wert von 76,2 Punkten. Seit dem Jahr 2020 
geht die Bewertung allerdings zurück. Während der Rück-
gang in den Jahren 2020 bis 2022 in eher kleinen Schritten 
vonstatten ging, erfolgte 2023 ein regelrechter Einbruch: 
Die Bewertung sank von 74,5 Punkten im Jahr 2022 auf 
70,2 Punkte. Das ist der niedrigste Stand seit Beginn der 
Erhebung.

  Zusätzlich zur Bewertung der allgemeinen Standortqua-
lität haben die Unternehmen Schulnoten für rund 60 ein-
zelne Standortfaktoren vergeben, die sich in die fünf The-
menbereiche „Energie/Rohstoffe“, „Verwaltungshandeln“, 

Bertram Brossardt

„Bayern ist nach wie vor ein sehr 
attraktiver Wirtschaftsstandort.  
Aber der negative Trend seit 2020 und 
vor allem der starke Rückgang in 
diesem Jahr sind echte Warnsignale.“

Aus unseren  
Social Media Kanälen
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Vier Punkte für die Zukunft

  Der Verwaltungsaufwand muss sinken. Mit besseren 
und digitalen Verfahren erreicht weniger Personal mehr – 
auch im Interesse der Zukunftsaufgaben, für die allzu lan-
ge Mittel nur unvollständig eingesetzt werden konnten.

  Das Sozialsystem muss den Einstieg in Arbeit deutlich 
stärker honorieren und Fehlanreize, die dem entgegenste-
hen, vermeiden. Das mindert Ausgaben, erschließt Wachs-
tumspotenzial und bringt neue Einnahmen für den Staat.

  Subventionen und öffentliche Aufgaben müssen immer 
kritisch hinterfragt werden. Zu halten oder sogar auszu-
bauen sind allerdings Positionen, die Transformationspro-
zesse und Innovationen oder, wie bei Energiepreisen, 
wichtige wirtschaftliche Tätigkeiten erst möglich machen.

  Die öffentliche Hand in Deutschland investiert im EU-
Vergleich deutlich zu wenig. Mittel für Zukunftsaufgaben 
bleiben zu oft liegen. Wir brauchen Vorfahrt für Investitio-
nen. Genehmigungsverfahren müssen deutlich schneller 
und günstiger werden, auch für Private.

  Die Einigung der Ampel zum Bundeshaushalt 2024 kann 
nicht zufriedenstellen. Das Festhalten an Zukunftsprojek-
ten im Klima- und Transformationsfonds, am Wachstums-
chancengesetz und an der Abschwächung der Kalten Pro-
gression reicht nicht aus. Die Steuereinnahmen liegen auf 
Rekordniveau – sprudeln aber nur weiter, wenn es der 
Wirtschaft gut geht. Dem läuft zu vieles entgegen:

–   Der Sozialhaushalt trägt kaum zu echten Einsparungen 
bei. Die beschlossenen Maßnahmen zum Bürgergeld 
fallen deutlich zu klein aus. Beiträge der Sozialkassen 
gehen zulasten der Arbeitgeber und der Versicherten.

–  Durch den Kompromiss steigen die Energiekosten 
zulasten unserer Wettbewerbsfähigkeit. Weitere 
Maßnahmen wie die geplante Plastiksteuer, bringen vor 
allem höhere Preise und eine Verschiebung hin zu 
schwer recycelbaren Verbundstoffen. 

–  Wachstumsimpulse fallen im Vergleich zu unseren 
wichtigsten Wettbewerbern viel zu zaghaft aus.

  Das ist insgesamt kein überzeugender Kurs. Notwendig 
sind jetzt vielmehr Sparsamkeit, Priorisierung und Wachs-
tumsimpulse. Es gilt, das private und öffentliche Investiti-
onsgeschehen konsequent anzukurbeln.

Zukunftsausgaben des Bundes: 
Ist-Ausgaben verfehlen Soll-Werte

10 %

0 %

– 10 %

–  20 %

–  30 %

–  40 %

–  50 %

–  60 %

Umwelt- und 
Naturschutz Klimaschutz Mobilität

Bildung &
Forschung Digitalisierung

Bauen &
Wohnen Verteidigung

2018 2021 20222014

Lesehilfe: Ist-Wert für Klimaschutz im Jahr 2022 
unterschreitet den Soll-Wert um fast 40 Prozent

Fit für die  
Zukunft

Bundeshaushalt

Quelle: vbw Studie Wirtschaftspolitisches Monitoring  
des Bundeshaushalts, Update 2023
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  Die Tarifpartner können mit ihrer Lohnpolitik nur das 
verteilen, was zuvor erwirtschaftet wurde. Deshalb dürfen 
künftige Tariflohnsteigerungen den gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätsfortschritt nicht überschreiten. Realitätsferne 
Forderungen nach einer Arbeitszeitabsenkung mit Lohn-
ausgleich passen nicht in die Zeit und sind abzulehnen. 
Die Summe der tarifpolitischen Wünsche stellt das gesamte 
Tarifsystem zusehends infrage. Hohe Tarifbindung funktio-
niert nur mit wettbewerbsfähigen tariflichen Arbeitsbe-
dingungen für die bayerische M+E Industrie. 

Umfrage Vier-Tage-Woche

  Sowohl von Gewerkschaften, der Politik als auch von 
Teilen der Gesellschaft wird eine allgemeine Arbeitszeit-
verkürzung zur Ermöglichung einer Vier-Tage-Woche stark 
diskutiert. Tarifforderungen hierzu wurden in der Stahl-
industrie sowie bei den Lokomotivführern erhoben. Die 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten hat angekün-
digt, in Tarifverhandlungen verstärkt auch auf Arbeits zeit-
verkürzungen drängen zu wollen. 
  Wir warnen vor der Forderung nach einer tariflichen 
Arbeitszeitverkürzung, da Arbeitsplätze und Inlandsinves-
titionen verloren gehen und die Tarifbindung sinkt. Dies 
bestätigt eine aktuelle Umfrage unter unseren Mit glieds - 
unternehmen.

–  Fast 80 Prozent der Unternehmen der bayerischen 
Metall- und Elektroindustrie erwägen die Verlagerung 
von Arbeitsplätzen ins Ausland, wenn die Vier-Tage- 
Woche mit Lohnausgleich Realität würde. 

–  Gleiches gilt für Zukunftsinvestitionen. 55 Prozent der 
Unternehmen würden es ernsthaft in Betracht ziehen, 
diese künftig im Ausland zu tätigen, weitere 22 Prozent 
würden sogar sicher und ausschließlich künftig im 
Ausland investieren.

–  Dramatisch wären auch die Folgen für die Tarifbindung, 
die von gut 63 Prozent der tarifgebundenen Unterneh-
men infrage gestellt würde. 

  Vor einer solchen Diskussion können wir nur warnen, 
denn die Tarifbindung wird nachhaltig geschwächt und ir-
reversibel beschädigt. Die Rufe nach dem Staat, um man-
gelnde Tarifbindung zu bekämpfen, sind bei solchen Dis-
kussionen verfehlt. Eine Vier-Tage-Woche ist heute bereits 
kollektivrechtlich durch entsprechende Regelungen der 
Betriebsparteien möglich. Individualrechtlich gibt es den 
Anspruch auf Teilzeit. Seit 2019 besteht darüber hinaus ge-
setzlich und tariflich ein Anspruch auf Brückenteilzeit mit 
Rückkehrrecht zur Vollzeit. 

02
03
03
05
06
09
11
11
12
12
12

 Druckindustrie
Bauhauptgewerbe
Leiharbeit (GVP)
Private u. öffentliche Banken
Chemische Industrie
Metall- und Elektroindustrie
Priv. Verkehrsgewerbe Bayern
Volkswagen AG
Öffentlicher Dienst
Gebäudereinigungshandwerk
Deutsche Post AG

109.000
731.000
700.000
205.000
587.000

4.000.000
132.000
100.000

2.442.000
490.000
160.000

Monat Branche Beschäftigte

Verhandlungzyklus 
wesentlicher Branchen

Im Kalenderjahr 2024 laufen in Deutschland  
bis Ende Dezember Tarifverträge für knapp zwölf 
Millionen Beschäftigte aus. 20. März

2024

 
23. Juli
2024

 
Sept. /
Oktober
2024

Fokus Tarif Onlineveranstaltung  
Streik – Zwischen Interessen- 
vertretung und Mitgliedergewinnung  
 
Fokus Tarif Onlineveranstaltung  
Forderungen ohne Grenzen –  
Die Zukunft der Flächentarifverträge  
 
Tarifkongress  
Wettbewerbsfähigkeit mit Tarifvertrag 
im internationalen Vergleich

Tarifjahr 2024
Tarifpolitik

Veranstaltungen zur  
Tarifrunde 2024

Datum Veranstaltungstitel
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chen insbesondere gegen die Einführung eines neuen 
CO2-Mautteilsatzes protestierten. vbw Präsident Wolfram 
Hatz machte in seiner Rede klar, dass das Transportwesen 
eine der tragenden Säulen der bayerischen Wirtschaft und 
der Gesellschaft insgesamt ist. „Die Politik muss die Bran-
che daher besonders schützen. Es ist absurd, dass die 
Lkw-Maut durch den CO2-Aufschlag für fast alle modernen 
Euro-6-Lkw zum 1. Dezember um mehr als 80 Prozent ge-
stiegen ist. Und dies, obwohl noch längst keine flächen-
deckende Ladeinfrastruktur für elektrische Alternativen 
zur Verfügung steht. Die Ampel verschlimmert die Lage 
aber nicht nur mit der Mauterhöhung für Lkw. Wir haben 
insgesamt mit viel zu hohen Steuern und Abgaben zu 
kämpfen. Zudem haben Bürokratie und Regulierung ein 
unerträgliches Ausmaß erreicht. Die Ampel muss jetzt 
endlich handeln und eine Standortpolitik auf den Weg 
bringen, die diesen Namen auch verdient“, sagte Hatz auf 
der Veranstaltung.

  Die vbw hat mit ihrer Beteiligung sowohl die Protest-
aktion des Bayerischen Bauernverbandes als auch die des 
Landesverbands der Bayerischen Transport- und Logistik-
unternehmen (LBT) gegen die Politik der Ampelkoalition 
unterstützt. 

  Der Bayerische Bauernverband war mit einer Vielzahl 
an Beschäftigten und Traktoren in die Münchner Innenstadt 
gezogen. vbw Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt 
machte in seinem Statement am Odeonsplatz deutlich, 
dass die vbw fest an der Seite der Landwirte steht. „Mit 
den Bauern wird die gesamte Ernährungswirtschaft ange-
griffen – beginnend bei Ihnen, über Bäcker und Fleischer 
bis zu unseren Hotel- und Gastrobetrieben“, so Brossardt 
in seiner Botschaft an die Teilnehmenden der Kundgebung.
  Auch der LBT hat mit einer eindrucksvollen Demonstra-
tion ein deutliches Zeichen gesetzt, indem etwa 1.800 Lkw 
und über 3.500 Personen auf der Theresienwiese in Mün-

Proteste  
gegen die 
Ampelkoalition

Zum Thema aus unseren  
Social-Media-Kanälen
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Thema Ausbildung ging es auch am 25. September 2023 
beim Besuch der Firma Siemens AG in München durch die 
bayerische Staatsministerin für Familie, Arbeit und Sozia-
les, Ulrike Scharf MdL, und Bertram Brossardt, Haupt ge-
schäfts führer bayme vbm.
  Brossardt betonte: „Die Aussichten für Jugendliche auf 
einen Ausbildungsplatz sind in Bayern überdurchschnitt-
lich gut. Statistisch betrachtet stehen jedem Bewerber ak-
tuell etwa 1,7 Ausbildungsplätze zur Verfügung. Die M+E 
Betriebe verzeichnen für 2023 einen Zuwachs an abge-
schlossenen Ausbildungsverträgen von acht Prozent. Sie 
sind für ihre Fachkräftesicherung auf engagierten Nach-
wuchs angewiesen. Als größter Industriezweig in Bayern 
bietet die M+E Branche jungen Talenten langfristig ein attrak-
tives Arbeitsumfeld und ausgezeichnete Karriere chancen.“

it-sa 2023
  In Nürnberg präsentierten vom 10. bis zum 12. Oktober 
acht Mitgliedsbetriebe neue Ansätze für IT-Security auf 
dem bayme vbm Gemeinschaftsstand. „Cyber-Kriminalität 
verursacht erhebliche wirtschaftliche Schäden, vor denen 
man sich mit passgenauen IT-Security-Lösungen schüt-
zen kann. Gerade im Hinblick auf die drohenden Cyberan-
griffe auf bayerische Unternehmen und Infrastruktur ist es 
notwen dig, durch ein umfassendes Sicherheitskonzept 
diese Angriffe abzuwehren“, meint Hauptgeschäftsführer 
Bertram Brossardt. Und weiter: „Mit dem Ansatz ‚Zero Trust‘ 
werden Datenströme und Zugriffsmöglichkeiten systema-
tisch erfasst und eingegrenzt. Dadurch kann auch bei kom-
plexen Netzwerkinfrastrukturen und beim Industrial Inter-
net of Things ein hohes Maß an IT-Sicherheit gewährleistet 
werden.“

productronica 2023
  Vom 14. bis zum 17. November zeigten bayme vbm unter 
dem Motto „Smart Production. Made in Bavaria“ die Kompe-
tenz von Mitgliedsunternehmen in den Bereichen intelli gen-
ter und flexibler Fertigung. „Mit einer intelligenten Fer ti gung 
können Unternehmen ihre wirtschaftlichen Po tenziale bes -
ser nutzen, indem sie etwa durch hochpräzise Robotik die 
Fertigungsqualität nachhaltig erhöhen. Das ist wichtig für 
unsere Standortqualität und Wettbewerbsfähigkeit, denn 
die Elektronikbranche der Zukunft verlangt nach einer 
smarten und flexiblen Produktion“, so Bertram Brossardt.

M+E Ausbildung
Ausgezeichnete Karriereperspektiven
  Um ihren Bedarf an Fachkräften langfristig zu decken, 
haben bayerische Betriebe branchenübergreifend massiv 
in Ausbildung investiert und bieten knapp 20 Prozent der 
bundesweit verfügbaren Ausbildungsstellen an. Um das 

Neues aus  
den Verbänden

M+E Forum 2023
  In München trafen sich am 27. Oktober Mitgliedsunter-
nehmen von bayme vbm mit erfahrenen Unternehmensver-
tretern, um sich über künstliche Intelligenz als Schlüssel-
technologie des 21. Jahrhunderts und die Transformation 
von Geschäftsmodellen anhand von Best-Practice-Beispie -
len auszutauschen. 

Präsident Wolfram Hatz wiedergewählt
  Wolfram Hatz wurde am 27. Oktober 2023 erneut als  
Präsident der bayerischen Metall- und Elektro-Arbeitgeber-
verbände bayme vbm für zwei weitere Jahre wiederge-
wählt. Lic. oec. HSG Ingrid Hunger, Hunger Maschinen 
GmbH, Andreas F. Karl, Andreas Karl GmbH & Co., und  
Dr. Jochen Wallisch, Siemens AG, wurden zu Stellver-
treter*innen des Präsidenten gewählt. Des Weiteren ge-
hört dem vbm Präsidium die Vorsitzende der Kommission 
für Tariffragen, Angelique Renkhoff-Mücke, WAREMA Renk-
hoff SE, an. Sie ist auch Tarifverhandlungsführerin des vbm.

25. September 2023, München
Zu Besuch bei der Siemens AG

27. Oktober 2023, München
M+E Forum 2023 – Smart Digital Business 



11Halbjahresbericht
1 / 2024

bayme vbm – Bayerische M+E Arbeitgeber

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 03.11.2023, Seite 17 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Augsburger Allgemeine, 02.08.2023, Seite 1 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Von Claus Hulverscheidt

W
erdieserTage einenBlick aufden
Zustand der deutschen Industrie
wirft, dem bietet sich ein verwir-

rendes Bild: explodierende Produktions-
kosten, hohe Steuern, Arbeitskräfteman-
gel und endlose Genehmigungsverfahren
auf der einen Seite; hohe Gewinne, staat-
lichePreisbremsenundMilliardensubven-
tionen auf der anderen. Was man bisher
jedoch vergeblich suchte, war eine umfas-
sende Grundidee: eine Beschreibung ge-
wissermaßen, welchen Kurs das Bundes-
wirtschaftsministerium jenseits aller Ver-
suche, den klimagerechten Umbau eines
ganzen Landes zu organisieren, in den
kommenden Jahren zu steuern gedenkt.

Um diese Leerstelle zu schließen, hat
Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grü-
ne) indenvergangenenMonaten eineneue
industriepolitische Strategie ausarbeiten
lassen, die er am Dienstag in Berlin vor-
stellen wird. Kernbotschaft: „Wir wollen
Deutschland als starken Industriestandort
in seiner ganzen Vielfalt erhalten. Vom
Weltkonzern über die mittelständischen
Hidden Champions bis zum Kleinbetrieb.

Von der energieintensiven Grundstoffin-
dustrie über den Maschinen- und Fahr-
zeugbau bis zur Raumfahrt.“ Die Industrie
sei in ihrer Breite nicht nur für die Siche-
rung des Wohlstands im Land von enor-
mer Bedeutung, sie trage vielmehr auch
zumsozialenZusammenhalt, zurdemokra-
tischen Stabilität und zur nationalen
Sicherheitbei. „WennwirWertschöpfungs-
ketten diversifizieren und gleichzeitig
Wertschöpfung in Deutschland und Euro-
pa erhalten und neu aufbauen, macht uns
dasunabhängigervonAutokratien in einer
immer unsichereren Welt“, heißt es in ei-
ner Kurzfassung des 46-seitigen Papiers.
BeideDokumente liegenderSüddeutschen
Zeitung vor.

Habeck bekennt sich mit dem Leitbild
nicht nur zum Markenkern des Standorts
Deutschland, der imVergleich etwa zu den
USA und anderen großen Volkswirtschaf-
ten immer noch durch einen sehr großen
Industriesektor geprägt ist. Der Minister
erteilt vielmehr auch allen aktuellen Vor-
schlägen eine Absage, die Bundesrepublik
solle angesichts ungünstiger Bedingungen
für die Produktion von günstigem Son-
nen- und Windstrom auf besonders ener-
gieintensive Betriebe etwa aus der Che-
mie-, der Glas- oder der Zementindustrie
künftigverzichten.Werzulasse,dassstruk-
turell wettbewerbsfähige Grundstoffher-
steller aus Deutschland abwanderten, der
nehme damit auch in Kauf, dass „Aus-
gangspunkte von Wertschöpfungsketten
zerstört“würden,heißtes indemStrategie-
papier.

Zugleich räumt Habeck in dem Papier
ein,dass sichdieStandortbedingungen für
Unternehmen inDeutschlandspürbarver-

schlechterthätten,weilüber langeZeitnot-
wendige Reformen und Investitionen aus-
geblieben seien: „DerAusbau der erneuer-
baren Energien wurde vernachlässigt, die
Infrastruktur nicht erneuert, gefährliche
Abhängigkeiten wurden zementiert oder
sogar neu geschaffen, die Bürokratie ist
ausgeufert, der Fachkräftemangel wurde
nicht entschiedenangegangen“, heißt es in
der Kurzfassung. Darüber hinaus seien
nach drei Jahrzehnten einer marktdomi-
nierten, aber immerhin regelgeprägten
Globalisierung„geopolitischeundgeoöko-
nomischeKonfliktemit vollerWucht indie
Wirtschaftspolitik zurückgekehrt“.

Umall diesenEntwicklungenRechnung
zu tragen, plädiert Habeck für eine „trans-
formative Angebotspolitik“ – eine Strate-
gie also, bei der der Staat den Unterneh-

men das Wirtschaften durch günstigere
Rahmenbedingungen erleichtert und sie
beimUmbauihrerFabrikenhinzueinerkli-
magerechtenProduktionsweisegezieltun-
terstützt. Dazu gehören dem Papier zufol-
ge unter anderem der beschleunigte Aus-
baudererneuerbarenEnergien,derStrom-
netze und der Wasserstoffindustrie und
-infrastruktur, eine „Erneuerungsoffensi-
ve“ für die Infrastruktur mit den Schwer-
punkten Schiene, Brücken undStraßensa-
nierung, schnellerePlanungs- undGeneh-
migungsverfahren, massive steuerliche
Anreize für Investitionen und die Speiche-
rung von CO2 in unterirdischen Lagerstät-
ten – ein Konzept, das nicht zuletzt in Ha-
becks eigener Partei umstritten ist.

Eine weitere „prioritäre Aufgabe“ ist
laut Industriestrategie die Fachkräftesi-

cherung. Hier gehe es außer ummehr Zu-
wanderung vor allemdarum, „inländische
Potenziale auf dem Arbeitsmarkt besser
zu heben“. Im Blick hat Habeck hier ältere
Menschen.Wer länger alsgesetzlichgefor-
dertarbeitet, soll etwadenArbeitgeberbei-
tragzurArbeitslosen-undRentenversiche-
rungdirekt ausbezahlt bekommen. „Alter-
nativdazuwäreein steuerlicherFreibetrag
für sozialversicherungspflichtigeBeschäf-
tigteoberhalbderRegelaltersgrenzedenk-
bar“, heißt es in der Kurzfassung.

Um für mehr Wirtschaftssicherheit zu
sorgen, plant Robert Habeck zudem neue
Handelsabkommen und Rohstoffpartner-
schaftenmit Staaten in aller Welt und den
Aufbau neuer deutscher und europäischer
Fertigungsstätten für sogenannte kriti-
scheProdukte.DazugehörenvorallemMi-

krochips und Transformationstechnolo-
gien, aber auch Waffen und andere Rüs-
tungsgüter.

Zugleichwill derMinisterdiehiesige In-
dustrie vor unfairem Wettbewerb durch
hochsubventionierte amerikanische und
chinesische Konkurrenten schützen und
ihnen „eine Brücke bauen“, bis hierzulan-
degenügendgünstigeÖko-EnergiezurVer-
fügung steht. Konkret schwebt Habeck ein
zeitlichbefristeter, staatlichsubventionier-
ter Industriestrompreis fürenergieintensi-
ve Betriebe vor, gegen den es allerdings
auch heftigen Widerstand gibt, vor allem
etwa bei Finanzminister Christian Lind-
ner.

Und noch ein Konflikt mit dem Kabi-
nettskollegen und FDP-Chef ist in der In-
dustriestrategiebereits angelegt:DasWirt-

schaftsministeriumräumtnämlich indem
Papier ein, dass die eingeleiteten staatli-
chenFörderprogramme„langfristigdurch-
gehaltenwerden“müsstenundauch inZu-
kunft viel Geld kosteten. „Das ruft Finan-
zierungsfragen auf“, schreiben Habecks
Beamte, um gleich im nächsten Satz die
vonLindner für sakrosankterklärteSchul-
denbremse des Grundgesetzes infrage zu
stellen. „Unsere Finanzverfassung ist in
Zeiten entstanden, die noch von einer
marktdominierten Globalisierung und
vondeutlichweniger geopolitischenSpan-
nungen geprägt war“, heißt es in dem In-
dustriestrategiepapier. „Wir müssen als
Landdiskutieren,wie dieseRegeln spätes-
tens in der nächsten Legislaturperiode an
die neuen Realitäten angepasst werden
können.“

München – Selbst wenn Deutschland sich
enormanstrengt,WindkraftundSolaraus-
bautwievorgenommen,sichalsounabhän-
giger von teuren fossilen Energieträgern
macht – selbst dann bleibt Strom für die
deutscheIndustrie teuer.ZudiesemErgeb-
nis kommt eine Studie des Forschungsin-
stituts Prognos, die der Süddeutschen Zei-
tung vorliegt und von der Vereinigung der
bayerischenWirtschaft (vbw) inAuftragge-
geben wurde. Die Auswertung prognosti-
ziert: 2030 wird Strom für Unternehmen
mit hohem Verbrauch immer noch etwa
zehn Cent pro Kilowattstunde (kWh) kos-
ten, etwa doppelt so viel wie in Ländern
wie Frankreich, wenn dies seine Energie
weiter subventioniert. Da die Forscher da-
von ausgehen, dass die Staaten ihreWind-
kraft- und Solar-Ausbauziele einhalten,
handelt essichsogar eherumeineoptimis-
tische Aussage.

Prognos ergänzt in der Berechnung
noch die Vorhersage über den Preis, den
Unternehmen in Deutschland mit voller
Strompreiskompensation zu zahlen hät-
ten, fürdenEmissionshandel alsoentschä-
digt werden: Dann liegt der Preis nur bei
knapp fünf Cent. Diese Kompensation al-
lerdingserhältnureinkleinerTeilderdeut-
schen Firmen.

Die vbw zieht daraus vor allem einen
Schluss: Die deutsche Industrie brauche
Entlastung, ambestenüber einen staatlich
gefördertenBrückenstrompreis, „umunse-
re Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, aber
auch imInteressedesErhaltsstabilereuro-
päischerWertschöpfungsketten“, sagtvbw-
Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt.

Die Prognos-Berechnungen dürften die
Debatte über einen Industriestrompreis in
Deutschlandanheizen.Wirtschaftsverbän-
dewie die vbw sind sich dabeimit den Ge-
werkschaften einig. „Energieintensive In-
dustrien brauchen jetzt konkurrenzfähige

Strompreise, um die Zeit zu überbrücken,
bis ausreichend günstiger Ökostrom zur
Verfügung steht“, sagt IG-Metall-Vorstand
JürgenKerner der SZ. „Wir fordern das vor
dem Hintergrund einer sehr realen, kon-
kreten Gefahr.“

Die rasantgestiegenenStromkostenbe-
drohten die Grundstoffindustrie in ihrer
Existenz: „Auf lange Sicht drohen Bran-
chen wie Stahl, Aluminium und Chemie
ausDeutschlandzu verschwinden.Das ge-
fährdet nicht nur akut Tausende gut be-
zahlte Arbeitsplätze, sondern langfristig
den Industriestandort Deutschland insge-
samt und damit den Wohlstand in unse-
remLand.“Kerner fürchtet einenDomino-
effekt:KippedieGrundstoffindustrie,wür-
denandereBranchenfolgen. Inandereneu-
ropäischen Ländern sei ein konkurrenzfä-
higer Strompreis für die energieintensive
Industrie längst selbstverständlich.

Strom ist derzeit in allen europäischen
Ländern teurer als noch vor der Pandemie
unddemKriegRusslands gegendieUkrai-
ne. Von 2021 an stiegen die Preise aller-
dings nicht überall gleich. Frankreich sub-
ventioniert seinen Strom über sein staatli-
chesEnergieunternehmenEDF,Norwegen
hat Wasserkraft. Deutschland hingegen
war lange abhängig von russischem Erd-
gas, das auch zur Stromerzeugung genutzt
wurde, und muss es seit dem Ukraine-
Krieg teuer kompensieren. Strom für Un-
ternehmenmit hohemVerbrauchkostet in
Deutschland Prognos zufolge derzeit et-
was mehr als 20 Cent pro kWh, in Frank-

reich etwa elf und in China acht Cent.
Unternehmenmit hohem Verbrauch, in

der Studie sind das Abnehmer ab 70 Giga-
wattstunden, zahlenaberauch inDeutsch-
land meist nicht die 20 Cent. Sie erhalten
bereits Entlastungen, etwa eine reduzierte
Energiesteuer und Netzentgelte sowie er-
mäßigte Umlagen. Prognos geht für das
erste Halbjahr 2023 von einem Preis von
12,4CentprokWhaus,dendiestrominten-
sive Industrie zahlen musste, wenn sie
sämtliche Erleichterungen erhielt. Mit der
Strompreiskompensation des Emissions-
handels ist der minimal zu zahlende Preis
sogar noch geringer und liegt bei schät-
zungsweise 7,8 Cent.

Das allerdings ist immer noch höher als
der Brückenstrompreis von sechs Cent,
wie ihndasWirtschaftsministeriumvorge-
schlagen hat. Wäre Subventionierung also
dieLösung?DieBundesregierung ist indie-
ser Frage gespalten. Während der grüne
Wirtschaftsminister Robert Habeck den
Strom übergangsweise subventionieren
will–daherderBegriff „Brücke“–, istFDP-
FinanzministerChristianLindnerstriktda-
gegen. Auch Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) äußert sich skeptisch, obwohl er sich
noch imWahlkampf 2021 für einen Indus-
triestrompreis stark gemacht hatte.

Unterstützung erhalten die Gegner von
Ökonomen wie Clemens Fuest. Die Argu-
mentation des Präsidenten des Münchner
Ifo-Instituts ist:DeutscheBetriebewerden
aufDauerhöhereKostenhaben,Subventio-
nen sind falsch. „Die Politik sollte nicht an
Strukturen festhalten,dienichtmehrwett-
bewerbsfähig sind“, meint Fuest. Lieber

solle sieBedingungenfüreinWachstumer-
folgreicher Unternehmen in allen Bran-
chen verbessern. Jens Südekum von der
Düsseldorfer Heinrich-Heine-Universität
hingegen findet es sinnvoll, die Industrie
mit befristeten Stromsubventionen im
Land zu halten. Blieben die Strompreise in
der Bundesrepublik weit höher als in den

USA,Chinaoder Frankreich, tätigtenener-
gieintensive Branchen ihre Investitionen
lieber woanders und verabschiedeten sich
womöglich für immerausderBundesrepu-
blik. An der Industrie hängewirtschaftlich
viel. „Wennes ihrgutgeht, gehtesauchan-
deren Branchen gut“, sagt Südekum. Au-
ßerdem sei die Industrie regional gut ver-
teilt.Wennsieabwandere,könne inderGe-
sellschaft einiges aus den Fugen geraten.

Der monatelange Poker in der Ampel-
Regierung dauert den Gewerkschaften zu
lang. Weil das Thema beimKoalitionsaus-
schuss am Freitag nicht behandelt wurde,
plant die Gewerkschaft IG Bergbau, Che-
mie, Energie (BCE) betriebliche Aktionen.
Die IG Metall kündigte am Montag einen
bundesweiten Aktionstag am 24. Novem-
ber an, falls dieRegierung sichnicht bewe-
ge.DieGewerkschaftenhabeneinBündnis
mitdenVerbändenfürChemie,Stahl, Bau-
stoffe, Papier und Metalle gebildet, um
Druck auf die Politik zumachen.
 Alexander Hagelüken, Nakissa Salavati

München – Laut wird Oliver Bellenhaus
nicht.Ohnehin findeereseigentlich„ange-
nehmer zuzuhören, als selbst zu reden“,
sagt er am Montag in einer gut einstündi-
gen Erklärung im Wirecard-Prozess. Und
zumindest im ruhigen Ton ähnelt er sei-
nem früheren Chef Markus Braun, wahr-
scheinlich die letzte Gemeinsamkeit der
beiden Männer, die so tief verstrickt sind
in den Wirecard-Skandal: Fürs Derbe ha-
ben sie bei Bedarf ihre Anwälte. Aber
deutlich wird Bellenhaus trotzdem: Was
Braun und seine Anwälte in den vergange-
nen Wochen und Monaten vor Gericht
präsentierthaben,dassei „ein feinziselier-
ter Betrug“, der Braun vom Täter zum Op-
fer machen solle, und „in allen wesentli-
chen Punkten falsch“.

Der Mann, der einst von Dubai aus für
WirecarddassogenannteDrittpartner-Ge-
schäft in Asien betreute, ist eine zentrale
Figur indiesemMammut-Verfahren:Er ist
der wichtigste Zeuge der Staatsanwälte,
auf ihn stützt sich dieAnklage inwichtigen
Punkten. Und damit ist Bellenhaus auto-
matisch der Gegenspieler seiner Mitange-
klagten, dem langjährigen Wirecard-Boss
Markus Braun und Stephan E., damals
Chefbuchhalter des Konzerns. Seit mehr
als zehn Monaten sitzen die drei als Ange-
klagte im unterirdischen Gerichtssaal von
Stadelheim, gemeinsam und zugleich ge-
geneinander. Denn längst geht es hier vor
allem um die Frage, wem das Gericht
glaubt: Bellenhaus, der behauptet, das
gesamte, milliardenschwere Drittpartner-
Geschäft sei jahrelang praktisch komplett
erfunden worden – mit Wissen und Billi-
gung auch durch den Konzernchef; oder
Braun, der sagt, diese Geschäfte habe es
sehr wohl gegeben, nur hätten sie Bellen-
haus und die frühere Nummer zwei im
Konzern, Jan Marsalek, an Wirecard vor-
beigeschleust und die Profite in die eige-
nen Taschen gewirtschaftet.

Brauns Version vondem,was da beiWi-
recard vorgefallen ist, sei ein „hemmungs-
loses Fabulieren“, sagt Bellenhaus. Fakten
würden verdreht, falsche Zusammenhän-
ge hergestellt, Zeugenaussagen nur selek-
tiv beachtet. Allein die ganze Geschichte
vomumgeleitetenGeschäft:Unnötigkom-
pliziert, das über zehn Jahre aufrechtzuer-
halten, sagt Bellenhaus. Überhaupt sei der
eigentlicheNutznießerder vermeintlichen
Erfolgsgeschichte inAsienderHauptaktio-
när vonWirecard gewesen: also Braun.

Bellenhaus liefert viele Details, so wie
zuvor auch schon Braun und seine Anwäl-
te.DeneinenschlagendenBeweis fürdieei-
neoderandereVersiongibtesderzeitoffen-
bar nicht, und der ganze Skandal ist
schlicht zu verworren.Klar ist nur: Gläubi-

ger undAktionäre habenMilliarden verlo-
ren, Tausende Mitarbeiter ihren Job. Die
Behauptungen beider Seiten lassen sich
nur mithilfe der gigantischen Datenmen-
gen der Ermittler prüfen, bestenfalls. Ei-
nes aber scheint plausibel: Es tobt „ein
KriegumdieöffentlicheMeinung“,wieBel-
lenhaus es formuliert. In diesem Fall wohl
vor allem: um dieMeinung des Gerichts.

Fürbeide stehtviel aufdemSpiel.Glau-
ben die Richter Bellenhaus, könnte ihm
das als Kronzeugen einige Jahre im
Gefängnis ersparen, neigen die Richter
Braun zu,wäredamit einwichtigerAnkla-
gepunkt zumindest abgeschwächt und
einemöglicheStrafe fürdenfrüherenTop-
Manager könnte deutlich milder ausfal-
len. Beide sitzen bereits seit mehr als drei
Jahren in Untersuchungshaft, beiden
droht im Extremfall eine Strafe von bis zu
15 Jahren Gefängnis.

SchonseitBeginnderErmittlungenver-
suchen Braun und seine Anwälte, Bellen-
haus als unglaubwürdig zu zeichnen.
Brauns Verteidiger Alfred Dierlamm
spricht nur vom „angeblichen Kronzeu-
gen“, nannte Bellenhaus wiederholt einen
„Lügner“. Umdas zu belegen, hat er in den
vergangenen Monaten Hunderte von Be-
weisanträgen beim Gericht gestellt, über
diebisherabernochnichtentschiedenwur-
de. Eine „kreative Aneinanderreihung von
Nebelkerzen“, nennt Dierlamm Bellen-
haus’ Erklärung am Montag, man werde
dazu „detailliert Stellung nehmen“.

Bisher hat BraunsDarstellungbeimGe-
richt jedenfalls nicht recht verfangen, zu-
mindestnicht sowie erhofft.Das zeigt eine
Entscheidung aus dem Sommer: Da lehn-
ten die Richter seinen Antrag auf Ausset-
zung der U-Haft ab – und verwiesen dar-
auf, dass die bisherige Beweisaufnahme
dasBildverdichtethabe,dassdasDrittpart-
ner-GeschäftvonWirecard, sowieesbilan-
ziert worden sei, nicht stattgefunden ha-
ben könne. Zudem bestehe noch immer
das Risiko, dass der ehemalige Wirecard-
Boss fliehenoderBeweiseundZeugenma-
nipulieren könnte. Bellenhaus’ Erklärung
dürfte nun nur Auftakt sein zur nächsten
Runde imRingenumdieGlaubwürdigkeit.
AmMittwoch und Donnerstag will ihn das
Gericht noch einmal befragen. Die Vertei-
diger von Braun und Stephan E. hätten
sicher auch noch einige Fragen – die aber
will Bellenhaus auch diesmal nicht beant-
worten. Stephan Radomsky

Wirtschaftsminister Robert Habeck will Förderprogramme einleiten, um die Wirtschaft zu stärken. Dafür stellt er auch die Schuldenbremse infrage. FOTO: BERND WEIßBROD/DPA

Habecks Plan für die deutsche Wirtschaft
Der Wirtschaftsminister will mit einer neuen Industriestrategie den Standort stärken, den Wohlstand erneuern und für

mehr Sicherheit sorgen. Er wird sich auf Widerstand einstellen müssen – auch aus der Ampel

Prognose für die Strompreise 2030 für
die Industrie mit hohemVerbrauch*
Angaben in Cent je Kilowattstunde
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*Abnahmefall von 70 bis 150 Gigawattstunden

Ohne Industriestrompreis bleibt’s teuer
Deutsche Firmen zahlen viel Geld für Energie, auch in Zukunft, prognostiziert eine Studie. Sind Subventionen die Lösung?

Die andere Wahrheit
Die Auseinandersetzungen im Wirecard-Prozess werden schärfer
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Die Strompreise in Deutschland sind im
internationalen Vergleich hoch – darun-
ter leidet die Industrie. FOTO: SILAS STEIN/DPA

Den Gewerkschaften

geht die Geduld mit der

Ampelregierung aus

Habeck räumt ein, dass sich die

Standortbedingungen für Firmen

spürbar verschlechtert hätten

Brauns Verteidiger

spricht nur vom

„angeblichen Kronzeugen“

Bekanntmachungen

Amtsgericht München
106 II 68/23 16.10.2023

Ausschließungsbeschluss
Das Sparbuch der HypoVereinsbank, Member
of UniCredit, ausgestellt für das Konto
287404545, Sparbuchberechtigte laut Eintrag:
Frau Betty Alma Elisabeth Tilgner-Pflaum,
geb. 08.02.1921, verst. 01.07.2019, 30966
Hemmingen, wird für kraftlos erklärt.

Amtsgericht München
107 II 35/23 13.10.2023

Ausschließungsbeschluss
Der Grundschuldbrief über die im Grundbuch
des Amtsgerichts München, Gemarkung Bai-
erbrunn, Blatt 2132, in Abteilung III Nr. 3 ein-
getragene Grundschuld zu 14.316,17 EUR für
die Bausparkasse Schwäbisch Hall AG, Bau-
sparkasse der Volksbanken und Raiffeisenban-
ken, Schwäbisch Hall wird für kraftlos erklärt.

Süddeutsche Zeitung, 24.10.2023, Seite 14

Anzahl der
Pressemitteilungen
im Jahr 2023

Anzahl 
der Pressebelege
im Jahr 2023

440 13.875

In den Medien

Die Verbände können auch 2023 auf ein sehr erfolgrei­
ches Pressejahr zurückblicken. Die immer schlechter wer­
denden Standortbedingungen, Investitionsentscheidungen 
für das Ausland und die damit einhergehende schleichen­
de Deindustrialisierung lenkten verstärkt die Aufmerksam­
keit auf die Themen der bayerischen Metall­ und Elektro­
industrie. Am Jahresende summierten sich die Belege auf 
allen Kanälen, von Print über Online und Hörfunk bis Fern­
sehen, auf 13.875. 

Die negativen Konjunkturaussichten und die zunehmende 
Investitionsschwäche im Inland thematisierten die Verbän­
de mehrfach, unter anderem in zwei Pressekonferenzen. 
So titelte die Augsburger Allgemeine Zeitung: „Wirtschaft 
warnt vor Entlassungen, Bayerns Unternehmen investieren 
immer stärker im Ausland als hierzulande“. Süddeutsche 
Zeitung und Münchner Merkur legten nach: „Stimmung in 
der Metallindustrie verdüstert sich“ und „Metall­ und Elek­

tro­Industrie erwartet Stagnation“. Auch aus steuerlicher 
Sicht lässt der Standort zu wünschen übrig, die FAZ titelte 

„Für Kapitalgesellschaften ein Hochsteuerland“ bei der Be­
richterstattung über die vbw Studie der LMU Professorin 
Deborah Schanz mit dem Titel „Deutsche Unternehmen 
auf den Weltmärkten – Steuerliche Hemmnisse“.

Den Blick ins Ausland richteten die Verbände mit der auf­
merksamkeitsstarken Prognos­Studie zu neuen Absatz­
märkten für die bayerische Wirtschaft, die exklusiv in der 
Welt erschien („Abhängig vom China Export“). Diese sind 
dringend nötig, wie die exklusiv über die dpa veröffentlich­
te Prognos­Studie zu neuen Beschaffungsmärkten darlegt. 
Unter dem Titel „Wichtige Industriezweige stark von China­
Einfuhren abhängig“ kamen rund 200 Online­Belege und 
etliche bundesweite Print­Artikel zusammen.

Die Debatte um die Vier­Tage­Woche bei Lohnausgleich 
hat auch außerhalb der Tarifrunde große Entrüstung unter 
den Arbeitgebern ausgelöst. Eine Umfrage unter den  
bayme vbm Mitgliedsunternehmen erzeugte bundesweite  
Aufmerksamkeit. „Metallindustrie: Vier­Tage­Woche treibt 
Betriebe ins Ausland“ titelte unter anderem die FAZ.  
Zudem platzierten die Verbände weitere viel beachtete 
Studien und Erhebungen in den Medien. Darunter in der 
Süddeutschen Zeitung zum Internationalen Energiepreis­
vergleich („Ohne Industriestrompreis bleibt’s teuer“) und 
auf Ippen Digital zur Rohstoffversorgung der bayerischen 
Wirtschaft („Wirtschaft sorgt sich um knappe Rohstoffe“).

Presseclippings

1. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 03. November 2023
4. Augsburger Allgemeine, 02. August 2023
3. Süddeutsche Zeitung, 24. Oktober 2023
2. Münchner Merkur, 13. Dezember 2023
3. Die Welt, 30. November 2023 
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IN KÜRZE

ZEW: Zuversicht

breitet sich aus

Die Konjunkturerwartun-

gen deutscher Finanzex
per-

ten haben sich im Dezem-

ber den fünften Monat in

Folge verbessert. Das Stim-

mungsbarometer des For-

schungsinstituts ZEW stieg

gegenüber dem Vormonat

um drei Punkte auf 12,8

Zähler, wie das Mannhei-

mer Zentrum für Europäi-

sche Wirtschaftsforschung

mitteilte. Es ist der h
öchste

Indexwert seit März.

Preise im Großhandel

geben weiter nach

ImGroßhandel sind die Ver-

kaufspreise im November

weiter zurückgegangen. Im

Vergleich zum Vorjahres-

monat sanken sie um 3,6

Prozent, wie das Statistische

Bundesamt berichtete. Im

Oktober waren die Groß-

handelspreise bereits um

4,2 Prozent gesunken und

damit so stark wie seit Mai

2020 nicht mehr.

Microsoft: Atomstrom

für KI-Entwicklung

Microsoft will Kernenergie

nutzen, um die Zukunft von

KI voranzutreiben.
Wie das

„Wall Street Journal“ be-

richtet, will das Unterneh-

men KI einsetzen, um den

bürokratischen Aufwand

dafür zu verringern. Ein Mi-

crosoft-Team habe dem-

nach Monate damit ver-

bracht, eine KI zu entwi-

ckeln, die sich mit den Vor-

schriften und Genehmi-

gungsanforderunge
n im Be-

reich der Kernenergie aus-

kennt, um dem Tech-Gigan-

ten beim Ausfüllen aller An-

träge zu helfen, die er für

den Bau seiner eigenen

Kraftwerke benötigt.

Spiele-Firma Hasbro

streicht Arbeitsplätze

Der Spielwaren-Riese Has-

bro streicht nach einem

schwächer als erwartet lau-

fenden Weihnachtsgeschäft

nahezu 20 Prozent seiner

Arbeitsplätze. Hasb
ro habe

nach dem Geschäftsschub

in der Pandemie zwar mit

Rückgängen in den ersten

neun Monaten dieses Jahres

gerechnet, doch nun sei

klar, dass der „Gegenwind“

noch bis in 2024 hinein an-

dauern werde, so Firmen-

chef Chris Cock. 1100 Stel-

lenwerdegestrichen.Dav
on

stammen 200 aus einem be-

reits angekündigten, aber

nicht komplett umgesetz-

ten Abbau von 1000 Jobs.

BÖRSE

Dax vor Zinsentscheid

kaum verändert

Der Dax hat sich am Diens-

tag trotz eines zwischenzeit-

lichen Rekords kaum verän-

dert. Zum Handelsende no-

tierte der deutsche Leitin-

dex 0,02 Prozent im Minus

bei 16 791,74 Punkten - da-

vor hatte er mit 16 837

Punkten erneut eine Best-

marke aufgestellt. Die

Jahresendrally seit dem Tief

im Oktober bescherte ihm

ein Plus von fast 15 Prozent.

2023 hat der Dax bislang so-

gar knapp 21 Prozent ge-

wonnen.
Ob die Zinsentscheide in

New York und Frankfurt am

Mittwochabend bezie-

hungsweise Donnerstag

ihm weiteren Schwung ver-

leihen, bleibt abzuwarten.

Der Euro zeigte sich we-

nig bewegt bei 1,0786 US-

Dollar. Am Rentenmarkt

fiel die Umlaufrendite von

2,28 Prozent am Vortag auf

2,25 Prozent. Der Renten
in-

dex Rex stieg um 0,13 Pro-

zent auf 126,68 Punkte.

Erster Landkreis steigt aus Deutschlandticket aus
auch Mehrkosten bis zum 30.

April 2024 mitzufinanzieren,

erklärte das bayerische Ver-

kehrsministerium unserer

Zeitung auf Anfrage. „Für

Bayern sehen wir daher aktu-

ell keine Entscheidu
ngen wie

die aus Stendal. Die
Verkehrs-

ministerkonferenz
muss

dann frühzeitig in 2024 eine

dauerhafte Lösung finden.“

Das Land Sachsen-Anhalt ar-

beitet indes offenbar unter

Hochdruck an einem Topf

mit rund zehn Millionen Eu-

ro, aus dem die Landkreise

das Deutschlandticket
doch

noch bezahlen können. mas

chendeckend gilt, gefährdet

dies auch den Bundeszu-

schuss“, so Sager. „Dann

müssten die Länder auch die

Mehrkosten bezahlen.“ Bis

dato gebe es so einen Anwen-

dungsbefehl nur in Thürin-

gen.
Beim Bundesverkehrsmi-

nisterium stößt der Ausstieg

Stendals auf Unverständnis.

Man habe seinen vereinbar-

ten Teil bezahlt, die Entlas-

tung der Verkehrsunterneh-

men sei Sache der Länder.

Die hatten sich in der

jüngsten Verkehrsminister-

konferenz darauf geeinigt,

es 2024 eine Lücke von 400

Millionen Euro, erklärte

Reinhard Sager, Präsident des

deutschen Landkreistages ge-

genüber unserer Zeitung:

„Für 2023 hatten Bund und

Länder den Landkreisen und

Städten die volle Kostentra-

gung für das Deutschlandti-

cket zugesichert“, so Sager.

„Für 2024 rechnen wir aber

mit Kosten von 4,1Milliarden

Euro. Auch mit der Übertra-

gung der nicht genu
tzten 700

Millionen Euro aus 2023

bleibt voraussichtlich eine

Lücke von 400 Millionen Eu-

ro.“

Stendal – Mit dem Deutsch-

landticket kann man den öf-

fentlichen Nahverkehr in

Deutschland mit einem Ti-

cket nutzen. Ganz Deutsch-

land? Nein. Der Landkreis

Stendal in Sachsen-Anhalt

hat den 49-Euro-Fahrschein

jetzt abgeschafft. „W
ir haben

einen wahnsinnig ange-

spannten Haushalt. Und das

führt zu solchen Entschei-

dungen“, erklärte Kreistags-

vorsitzende
Annegret

Schwarz (CDU) gegenüber

der „Süddeutschen Zeitung“.

Doch wie kann das sein?

Beim Deutschlandticket
gibt

aktuellen Lage vollkommen,

dass Stendal gesagt hat: Wir

haben kein Geld, wir können

uns das nicht leisten. Es ist

gut möglich, dass andere

Landkreise folgen.“

Sager sieht die Verantwor-

tung bei den Ländern, die bis-

her 1,5 Milliarden Euro für

das Deutschlandtick
et bereit-

stellen, dieselbe Summe

kommt vom Bund: „Die Län-

der müssen den Landkreisen

einen Anwendungsbefehl für

das Deutschlandticket
ertei-

len – auch im eigenen Inte-

resse. Denn wenn das

Deutschlandticket
nicht flä-

Das bleibe bei den Kommu-

nen hängen: „Das müssen

sonst – zumindest beim Bus-

verkehr – die Landkreise

stemmen“, erklärt der Kreis-

vertreter. Denn sie beauftra-

gen die Busunternehmen.

Die sind zumeist auch betrof-

fen: „Die Bahn im Fernver-

kehr ist nicht betroffen. Bei

der S-Bahn kommt es dage-

gen darauf an, wer für die

Verkehre jeweils als Aufga-

benträger zuständig ist“, er-

klärt Sager.
Für manche Kommunen

sei diese Belastung zu hoch:

„Ich verstehe gerade in der

Ifo: Corona-Hilfen

erreichten Ziele

München – Die meisten Coro-

na-Hilfsprogramme der Bun-

desregierung haben einer

Studie zufolge ihr Ziel er-

reicht. „Vor allem die Liquidi-

tätshilfen für Unternehmen

mit Geschäftsverboten
und

die erweiterten Kurzarbeiter-

regeln waren angemessen“,

erklärte Joachim Ragnitz von

der Dresdner Ifo-Niederlas-

sung die Ergebnisse. Teilwei-

se sei die Unterstützung je-

doch recht niedrig gewesen.

Die Corona-Hilfen des Bun-

des beliefen sich allein bei

den Zuschüssen für existenz-

bedrohte Unternehmen auf

75 Milliarden Euro. Hinzu ka-

men Steuersenkungen – al-

lein 20 Milliarden Euro koste-

te die Absenkung der Mehr-

wertsteuer – und Kredite an

von der Pandemie betroffe-

nen Unternehmen mit rund

70 Milliarden Euro. Der redu-

zierte Steuersatz un
d die Ver-

gabe von Krediten an schon

geschwächte Firmen müssen

laut Ifo im Nachhinein kri-

tisch betrachtet werden.

Wirtschaft sorgt sich um knappe Rohstoffe
Konzentration „beispielswei-

se bei Seltenen Erden aus Chi-

na“ drohe die Gefahr, dass

wirtschaftliche Abhängigkei-

ten als „geopolitische Druck-

mittel“ eingesetzt würden,

heißt es etwa im Jahresgut-

achten 2022 des Sachverstän-

digenrats zur Begutachtung

der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung.

Die EUwill sich nun krisen-

fester machen. Am gestrigen

Dienstag verabschiedete das

EU-Parlament ein Gesetz zur

Sicherung kritischer Rohstof-

fe. Künftig sollen einzelne

Drittländer nicht m
ehr als 65

Prozent des EU-weiten Be-

darfs liefern.

Angesichtsderwachsenden

Risiken forderte Brossardt d
ie

EU zu mehr Selbstbewusst-

sein im Umgang mit der

Volksrepublik auf. Die EU sei

ein „bedeutsamer Wirt-

schaftsraum und für China

ein wichtiger Partner“, sagte

Brossardt. Zudem müsse Eu-

ropa die Beziehungen zu an-

deren Rohstofflieferanten

ausbauen. Dies gelte insbe-

sondere für Südamerika.

„Rohstoffpolitikmusskünf-

tig größte Priorität haben“,

forderte der Hauptgeschäfts-

führer. Zugleich sieht der

vbw-Chef die Bundesregie-

rung in der Pflicht. So müsse

das Recycling weiter ausge-

bautwerden. Schon jetztwür-

den EU-weit 55 Prozent des

Kupfers über die Aufberei-

tung und Wiederverwertung

von Schrott gewonnen. Für

viele weitere kritische Roh-

stoffe müssten passende Ver-

fahren aber erst noch etab-

liert werden. Dazu seien In-

vestitionen in entsprechende

Anlagen notwendig sowie die

Ausbildung von Fachkräften

oder wettbewerbsfähige

Energiekosten, ford
erte Bros-

sardt.

Land ist bei zahlreichen Me-

tallen der wichtigste Förderer

und Produzent weltweit. Bei

einigen wichtigen Spezialme-

tallen wie Germanium und

Gallium verfüge die Volksre-

publik sogar über „eine nah
e-

zu dominante Position“,

heißt es inder IW-Studie. Soll-

te sich der Konflikt zwischen

China und Taiwan verschär-

fen und die Führung in Pe-

king bei möglichen Gegen-

maßnahmen des Westens ei-

nen Lieferstopp bei bestimm-

ten Metallen verhängen,

drohten „erhebliche Produk-

tionsstörungen“ un
d „Versor-

gungsmängel“ weltweit, war-

nen die Experten. Ähnlic
h be-

sorgt sind auch andere Öko-

nomen. Wegen der hohen

stoff-Vorkommen, den Kos-

ten für den Abbau und der

Preis-Entwicklung an den

Rohstoff-Märkten bewertet

das IW für die insgesamt 45

untersuchtenRohstoffe auch,

in wie vielen Ländern wichti-

ge Metalle oder Mineralien

überhaupt abgebaut werden

und wie stark die Konzentra-

tionbeidenUnternehmenist,

die die Rohstoffe fö
rdern. Au-

ßerdem berücksichtigen die

Experten von IW Consult

auch andere Faktoren wie die

Ersetzbarkeit vonRohstoffen,

die Bedeutung für wichtige

Zukunftstechnologi
en und

die jeweilige Industriepolitik

in den Förderländern.

Als großer Risikofak
tor gilt

dabei vor allem China. Das

Gallium oder Tantal seien im-

mer schwerer verfügbar. Da-

zu trübesichdieLageauchbei

wichtigen Metallen wie Alu-

minium und Kuper weiter

ein.
Welche Folgen Liefereng-

pässe hätten, habe sich etwa

während der Corona-Pande-

mie gezeigt, erinnerte Bros-

sardt.Weil derNachschubb
ei

Rohstoffen und zentralen

Bauteilen wie Halbleitern

stockte und weltweit Liefer-

ketten zusammenbrachen,

standen auch in Deutschland

ganze Fabriken still. So muss-

ten etwa BMW, Volkswagen

oder Mercedes-Benz 2021 die

Produktion herunterfahren,

teils für mehrere Wochen.

Neben den jeweiligen Roh-

tralen Zukunftstechnologi
en

rapide an. So seien etwa die

für die Batterie-Produktion

wichtigen Rohstoffe Lithium

oder Kobalt nur sch
wer zu be-

ziehen, mit Blick auf die Ver-

kehrswende und die wach-

sende Bedeutung von E-Mobi-

lität jedoch zentral. Auch an-

dere etwa für die IT-Industrie

wichtige Rohstoffe wie Zinn,

Die Industrie ist abhängig

von Rohstoffen. Wie sehr,

hat sich zuletzt gezeigt, als

wegen Embargos infolge

des Ukraine-Krieges und

Corona Lieferketten geris-

sen waren und ganze

Branchen ins Straucheln

gerieten. Nun will die EU

für mehr Unabhängigkeit

von einzelnen Lieferanten

sorgen. Höchste Zeit,

meint Bayerns Wirtschaft.

VON THOMAS SCHMIDTUTZ

München – Die deutsche Wirt-

schaft sieht die Versorgung

der Unternehmen mit Roh-

stoffen mit großer Sorge.

„Die wachsende Unsicherh
eit

beim Bezug wichtiger Roh-

stoffe ist ein ernstes Pro-

blem“, warnte der Hauptge-

schäftsführer der Vereini-

gung der Bayerischen Wirt-

schaft (vbw), Bertram Bros-

sardt gegenüber unserer Zei-

tung. Nach einer aktuellen

Studie des Instituts der de
ut-

schenWirtschaft (IW) imAuf-

trag des vbw gilt die Verfüg-

barkeit von 27 wichtigen Me-

tallen, Mineralien und Selte-

nen Erden derzeit als „sehr

kritisch“. Noch 2015 hatte

das IW die Versorgungslage

bei lediglich 16 Rohstoffen

als besorgniserregend
einge-

stuft. Seither hat sic
h die Ver-

sorgungslage bei weiteren

Rohstoffen zugespitzt. Dieser

Trend sei für „die gesamte

Wirtschaft eine echte Ge-

fahr“, mahnte Brossardt.

Viele wichtige Rohstoffe

würdennurvonsehrwenigen

Ländern und Unternehmen

gefördert undweiterverarbei-

tet, erklärte der vbw-Chef.

Gleichzeitig steige die Roh-

stoff-Nachfrage gera
de in zen-

Unabhängigkeit bei wichtigen Rohstoffen ist für Unternehmen ein zentrales Thema. Noch besser, wenn man direkten Zu-

griff hat. Beispiel Vulcan Energie Ressourcen. Horst Kreuter, Mitbegründer des Projekts, steht in der sogenannten Li-

thiumextraktionsoptimierungsanlage. Die Vulcan Energie Ressourcen GmbH plant, mit Tiefengeothermie kohlendi-

oxidfreies Lithium aus Thermalwasser des Oberrheingrabens zu gewinnen. Lithium ist mit Kobalt einer der wichtigs-

ten Rohstoffe für Batterien.

FOTO: UWE ANSPACH, DPA

Bertram Brossardt

vbw-Chef

Fed-Sitzung: Börsen hoffen auf baldige Zinssenkung

Washington – An den Börsen

stehen spannende Tage be-

vor: Heute Abend verabschie-

det sich die US-Notenbank

Fed mit einem Zinsentscheid

in die Winterferien, am Don-

nerstag ist dann die Europäi-

sche Zentralbank (EZB) dran.

Aller Voraussicht nach dürf-

ten beide die Zinsen zwar we-

der anheben noch senken.

Dennoch werden die Analys-

ten in New York, London

oder Frankfurt genau hinhö-

ren, was die Notenbanker zu

verkünden haben. Ein Hin-

weis auf baldige Zinssenkun-

gen wäre wie ein vorgezoge-

nes Weihnachtsgeschenk
für

sie. Zinsspekulationen
sorg-

ten immerhin zuletzt für Re-

korde an denAktienmärkten.

Seit Anfang November wet-

ten Großanleger bereits da-

rauf, dass die Zinsen schon

bald wieder sinken könnten.

Zuvor hatte die Fed den Leit-

zins im Rekordtempo auf 5,5

Prozent katapultier
t, um die

Inflation zu bekämpfen. Für

Aktien war das Gift. Schließ-

lich belasten Zinserhöhun-

gen die Wirtschaft und ma-

chen Aktien weniger attrak-

tiv. Entsprechend groß war

die Erleichterung bei Börsia-

nern, als im November klar

wurde, dass die Inflation

spürbar nachlässt u
nd die Fed

mindestens eine Zinspause

einlegt. Und weil der Opti-

mismus der Anleger oft so

groß ist wie ihre Gier, gingen

gleich die Spekulationen los:

Kommt jetzt sogar die Zins-

wende nach unten, die den

Kursen weiter Schub gibt?

An den Finanzmärkten er-

wartet man mittlerweile je-

denfalls, dass Fed und EZB die

Zinsen 2024 bis zu sechs Mal

senken könnten. Soll es so

kommen, darf allerdings
die

Inflation nicht so hoch sein,

dass die Notenbanken sie

weiter kompromisslos be-

kämpfen müssen. Tatsäch-

lich gibt es Entspannung an

der Inflationsfront.
In Europa

fiel die Teuerung im Novem-

ber auf 2,4 Prozent. In den

USA reduzierte sie sich zu-

mindest im Jahresvergleich

leicht auf 3,1 Prozen
t, wie am

Dienstag bekannt wurde,

zum Vormonat stieg sie je-

doch um 0,1 Prozent.

Ob das der Fed und der EZB

schon reicht, um die Zügel lo-

ckerer zu lassen, muss sich

erst zeigen. Die Kerninflati-

on, bei der man die schwan-

kungsanfälligen Preise für

Energie und Nahrung heraus-

rechnet, liegt beispielsweise

noch bei vier Prozent und
da-

mit weit von der Zwei-Pro-

zent-Marke entfernt, bei der

Währungshüter von stabilen

Preisen sprechen. Höhere

Lohnabschlüsse könnten die

hohe Teuerung in den kom-

menden Monaten ebenfalls

erneut aufleben lassen.

Deshalb gibt es auch pro-

minente Mahner, welche die

Zinsfantasien für überzogen

halten. Der Inflationsdruck

sei noch zu hoch, warnt etwa

der weltgrößte Vermögens-

verwalter Blackrock, der
über

neun Billionen Dollar an An-

lagekapital verfügt.
Er glaubt:

Fed und EZB dürften diese

Woche die Hoffnung enttäu-

schen und keine Zinssenkun-

gen in Aussicht stellen. Im

Gegenteil. Die Frage sei eher,

„wie vehement sich Fed-Chef

Jerome Powell und EZB-Präsi-

dentin Christine Lagarde ge-

gen den Zinsoptimismus stel-

len werden“, so Blackrock.

Deshalb müsse man sich an

den Börsen auf Schwankun-

gen und Kursrücksetzern ein-

stellen. ANDREAS HÖSS

Die US-Notenbank hat am heutigen Mittwoch ihren Zinsent-

scheid, die europäische EZB am Donnerstag. FOTO:JIM WATSON / AFP
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D er Arbeitskräftemangel ver-nichtet allein in diesem Jahreine Wertschöpfung in Höhevon 90 Milliarden Euro. Das entsprichtmehr als zwei Prozent des Bruttoin-landsprodukts. Diese Hochrechnunggeht aus dem Fachkräftereport derDeutschen Industrie- und Handelskam-mer (DIHK) hervor.

VON JAN KLAUTH

In der Gesamtwirtschaft sind nachder aktuellen Schätzung 1,8 MillionenStellen unbesetzt. Trotz wirtschaft-licher Stagnation kann jeder zweite Be-trieb offene Stellen zumindest teilweisenicht besetzen. „Viele Unternehmenblicken mit Sorge in die Zukunft“, sagtder stellvertretende DIHK-Hauptge-schäftsführer Achim Dercks. „Die Fach-kräftesituation bleibt sehr kritisch. Dasgilt nicht nur für die direkt betroffenenBetriebe, sondern auch für unserenWirtschaftsstandort insgesamt.“ DieDaten für den Report stammen aus Be-fragungen von 22.000 Unternehmen. 82 Prozent der Umfrageteilnehmererwarten negative Folgen für ihr Unter-nehmen. 40 Prozent müssen ihr Ange-bot einschränken und verlieren Aufträ-ge; und auch reduzierte Öffnungszei-

ten, lange Wartezeiten auf Termineoder Einbußen beim Service sind keineSeltenheit mehr. Die Arbeitsmarktlage,das zeigen die Daten, wird immer mehrzur Standort-Bedrohung für Deutsch-land. So können 16 Prozent der Unter-nehmen eigenen Angaben zufolge auf-grund des Arbeits- und Fachkräfteman-gels weniger in Deutschland investie-ren. Immerhin in einem Punkt kann derBericht eine Art Entwarnung geben: Diebefürchtete Abwanderung ganzer Indu-striezweige ist demnach eher ein Worst-Case-Szenario. Die Verlagerung derProduktion ins Ausland ist für lediglichacht Prozent der Unternehmen eineOption und damit „weniger relevant“,wie es bei der DIHK heißt.Bereits mehr als jedes vierte Indu-strieunternehmen (27 Prozent) be-fürchtet aufgrund der Personalengpässeeinen Verlust von Innovations- undWettbewerbsfähigkeit. „Das zeigt, dassder noch immer starke Industriestand-ort Deutschland nicht nur bei den Ener-giekosten unter Druck steht. Auch diefehlenden Fachkräfte sind eine enormeHerausforderung – mittelfristig viel-leicht sogar die größere“, so Dercks. DieHandlungsempfehlungen lieferte derÖkonom bei der Vorstellung des Re-ports am Mittwoch in Berlin gleich mit:

Intensivierung von Aus- und Weiterbil-dung, mehr Beschäftigung von Frauenund Älteren. Allein durch die abschlags-freie Rente nach 45 Beitragsjahren gin-gen dem Arbeitsmarkt derzeit jährlich250.000 Beschäftigte verloren. Würdensie zwei Jahre länger arbeiten, ließe sichdie Zahl der offenen Stellen um 15 Pro-zent reduzieren. Zudem empfiehltDercks: die Integration von Arbeitslo-sen, innovative und flexible Arbeitszeit-modelle sowie Produktivitätssteigerun-gen und Automatisierung und die For-cierung der Fachkräfteeinwanderungaus Nicht-EU-Staaten.Erstaunlich: Die Einstellung vonMenschen aus Drittstaaten kommt fürnur 55 Prozent der Umfrageteilnehmerüberhaupt in Betracht. Dennoch betontDercks: Dieser Wert ist in den Jahrendeutlich gestiegen. Immer noch sei esfür Betriebe zu kompliziert, Arbeits-kräfte von außerhalb der EU anzuwer-ben. 62 Prozent der Unternehmen wün-schen sich, dass die Sprachkurse ausge-baut werden; 54 Prozent hoffen auf eineVereinfachung und Beschleunigung derVerwaltungsverfahren. Der Arbeitskräftemangel bleibt abernicht nur aufgrund der hohen Renten-eintritte und der überschaubaren Mi-gration in den Arbeitsmarkt weiterhin

auf hohem Niveau. Ein weiterer Faktorbefeuert die Entwicklung. Was Arbeits-minister Hubertus Heil (SPD) oft mitdem „Heben von inländischen Poten-zialen“ beschreibt, ist eine weitere alar-mierende Lücke auf dem Arbeitsmarkt.Erst zu Beginn der Woche hatte dasLändermonitoring „Frühkindliche Bil-dungssysteme“ der Bertelsmann-Stif-tung gezeigt: Aktuell fehlen mehr als429.100 Kita-Plätze, um den Betreu-ungsbedarf der Eltern zu erfüllen. Derlogische Umkehrschluss: Wenn Kita-Plätze fehlen, müssen sich die Elternum die Kinderbetreuung kümmern –und fehlen dann dem Arbeitsmarkt. Inden meisten Fällen betrifft das auchheute noch Frauen.Nun zeigt eine Befragung der Job-plattform Stepstone (gehört wie WELTzu Axel Springer) unter 2000 berufstä-tigen Eltern mit Kindern unter zehnJahren: 44 Prozent der Paare musstenihre Arbeitszeit nach der Elternzeit re-duzieren – bei den Müttern sind es so-gar 77 Prozent. 66 Prozent würden stattin Teilzeit lieber in Vollzeit arbeiten –wenn sich jemand um die Kinderbetreu-ung kümmern würde. Und ein knappesDrittel der Eltern sind auf die Unter-stützung der Familie angewiesen, umdie Kinderbetreuung zu sichern. 

Personalmangel wird zur BedrohungMehr als 80 Prozent der deutschen Unternehmen fürchten negative Folgen des Arbeitskräftemangels

U nter Energieberatern wächstzurzeit die Panik. Denn dieHaushaltssperre, die Bundesfi-nanzminister Christian Lindner (FDP)nach dem Urteil des Bundesverfas-sungsgerichts verhängt hat, hat für sieschmerzhafte Folgen. Der Energiebera-terverband GIH befürchtet gar eineexistenzgefährdende Lage. „Unsere Ex-perten wissen gar nicht mehr, wie siedie Kunden beraten sollen“, klagteGIH-Geschäftsführer Benjamin Weiss-mann am Mittwoch.

VON MICHAEL FABRICIUS

Hintergrund für die Unruhe unterden bundesweit mehr als 11.000 Bera-tern: Mit der Haushaltssperre wurdeneinige kleinere Förderprogramme imBereich Wohnungsbau und bei der ener-getischen Sanierung vorerst gestoppt.So gibt es derzeit keine Förderzusagenfür Eigentümer, die ihr Haus altersge-recht umbauen wollen, oder für Bürger,die eine Wohnungsbaugenossenschaftgründen wollen. Beides kommt jedochvergleichsweise selten vor.Anders dagegen bei der Energiebera-tung: Viele Hausbesitzer, die sanierenoder auch nur eine neue Heizung ein-bauen wollen, suchen Rat bei einemder Experten, die bei der DeutschenEnergie Agentur (Dena) gelistet sind.Mehr noch: Die Novelle des Gebäu-deenergiegesetzes macht die Beratungab Januar 2024 in bestimmten Fällensogar zur Pflicht.

Ausgerechnet diese Förderung, beider es nicht selten um vierstellige Sum-men geht, wurde nun aber ebenfallsvorläufig eingestellt. Das zuständigeBundesamt für Wirtschaft und Aus-fuhrkontrolle (BAFA) nimmt derzeitzwar Anträge für die Förderung einerEnergieberatung entgegen, gibt abervorläufig keine Zusagen mehr.Für die Beraterbranche ist das offen-bar eine Katastrophe, da viele Haus-eigentümer, wie sich jetzt zeigt, über-haupt nur dann einen Berater beauftra-gen, wenn der Staat Geld dazugibt. Zur-zeit beteiligt sich das BAFA mit bis zu80 Prozent an den förderfähigen Bera-terkosten, maximal bis 1300 Euro beiEin- oder Zweifamilienhäusern und1700 Euro bei Wohngebäuden ab dreiWohneinheiten. Für Wohnungseigen-tümergemeinschaften gibt es noch ein-mal 500 Euro zusätzlich. Angesichtsüblicher Beraterhonorare zwischen1500 und 3000 Euro ist das ein beacht-licher Anteil. Laut Bundesverband derVerbraucherzentralen wurden im ver-gangenen Jahr rund 280.000 Beratun-gen durchgeführt. Der Verband GIHhält seine Mitglieder ohne die Förde-

rung für nicht überlebensfähig. „Zweivon drei GIH-Mitgliedern sehen denFörderstopp der Energieberatungspro-gramme als existenzbedrohend. DieseEntwicklung zieht sich durch die ge-samte Branche, trifft aber insbesondereNeueinsteiger“, so GIH-Chef Weis-mann. „Wir müssen unbedingt an diegute Dynamik der letzten Zeit anknüp-fen. Immer mehr Sanierungswillige ver-trauen auf gewerkeübergreifende Bera-tungen.“ Gemeinsam mit dem Bundes-verband Wärmepumpe (BWP) fordertder GIH daher, „dass die ausgesetztenFörderprogramme rasch wieder aufge-nommen werden.“ Auch die für nächs-tes Jahr angekündigte Bundesförde-rung effiziente Gebäude (BEG) müssewie angekündigt starten, damit „nachMonaten der Flaute das Modernisierenvon Gebäuden wieder in Gang kommt“.Beim Wärmepumpenverband wächstdie Unruhe, schließlich sind mit denBeratern nicht nur die Türöffner für dieelektrifizierte Wärmeerzeugung zur-zeit ausgebremst. Auch die dauerhafteBEG-Förderung von bis zu 70 Prozentfür einen Wärmepumpen-Einbau istlängst nicht gesichert. Denn diese sollteteilweise aus dem gekippten Klima- undTransformationsfonds finanziert wer-den. Die Bundesregierung hat bishernur durchblicken lassen, dass das Geldlediglich für 2024 gesichert ist.„Im Vertrauen auf die Politik habenwir massiv investiert“, beschwert sichKlaus Ackermann, Vorstandsmitglieddes BWP, in dem Unternehmen wieViessmann oder Bosch organisiert sind.„Rund fünf Milliarden Euro Investiti-onsvolumen flossen in den vergange-nen drei Jahren in neue Produktionska-pazitäten.“ Doch seit Monaten herrschtWärmepumpen-Flaute. Teils warten dieEigentümer auf die neue höhere Förde-rung ab 2024. Teils sind sie immer nochirritiert vom Heizungsgesetz.Hier allerdings existiert eine ver-hängnisvolle Verbindung zu den Ener-gieberatern, die vielen Haus-eigentümern noch gar nicht bewusstsein dürfte: Wer ab dem 1. Januar 2024eine neue Heizungsanlage einbauenmöchte, die mit festen, flüssigen odergasförmigen Brennstoffen betriebenwird, muss sich vorab verpflichtend be-raten lassen.
So steht es im Gesetz. Ohne ein ent-sprechendes Zertifikat darf derSchornsteinfeger die neue Feuerstättenicht freigeben. Ziel der Pflichtbera-tung ist es, die Käufer über möglicheAuswirkungen steigender Preise fürfossile Brennstoffe aufzuklären oderAlternativen aufzuzeigen. Und ein wei-terer Teil der neuen Förderkulisse wa-ckelt: der sogenannte individuelle Sa-nierungsfahrplan. Dies ist eine aus-führlichere Auflistung möglicher Maß-nahmen, von der Dachdämmung überFensteraustausch bis zum Einbau einerneuen Heizung – ebenfalls erstellt vomEnergieberater.

Wer einen solchen Plan vorweisenkann, bekommt in vielen Fällen überdie BEG einen Förderbonus von fünfProzentpunkten. Auch beim individuel-len Fahrplan hat das BAFA aber einenAnnahmestopp verhängt. Doch ohneFörderung scheinen die meisten Haus-eigentümer zu wenig Nutzen in der Be-ratung zu erkennen, erläutert GIH-Chef Weismann: „Viele empfinden oh-ne Förderung die Beratung offenbar alsrausgeschmissenes Geld.“

Türöffner für Wärmepumpeplötzlich ohne FörderungDer vom Bund verhängte Haushaltsstopp trifft auchdie Energieberater. Sie fürchten um ihre Existenz

IM VERTRAUEN AUF
DIE POLITIK HABEN
WIR MASSIV
INVESTIERT 
KLAUS ACKERMANN,
BWP-Vorstand

,,

ANZEIGE

V or dem Hintergrund derwachsenden geopolitischenSpannungen wird Deutsch-lands enge Wirtschaftsbe-ziehung zu China zuneh-mend zum Problem. Die Bundesrepu-blik ist im starken Maße abhängig vonImporten aus der Volksrepublik. Umge-kehrt läuft es im Exportgeschäft derweilso schlecht, dass die Deutschen im ver-gangenen Jahr mit fast 90 MilliardenEuro ein Rekorddefizit im bilateralenHandel verbuchten.

VON DOROTHEA SIEMS

War das China-Geschäft viele Jahrelang einer der Wachstumstreiber derdeutschen Konjunktur, gilt nun das Ge-genteil: Der sinkende Absatz in demRiesenreich drückt auf die Wachstums-aussichten der hiesigen Unternehmen.Für die deutsche Wirtschaft wird es da-mit umso wichtiger, sich intensiver alsbisher um alternative Absatzmärkte zukümmern. Welche aufstrebenden Län-der in Asien und Lateinamerika dabeifür Deutschlands bedeutendsten Indus-triebranchen noch großes Wachstums-potenzial bieten, hat die Vereinigungder Bayerischen Wirtschaft (vbw) vonder Beratungsfirma Prognos AG unter-suchen lassen.
In der Studie, die WELT exklusiv vor-liegt, werden insgesamt 13 Länder als„Potenzialmärkte“ ausgemacht, in de-nen deutsche Exporte und auch die In-vestitionen laut Studie erheblich stei-gerbar wären. Konkret geht es in Asienum Indonesien, Indien, Malaysia, Phi-lippinen, Singapur, Thailand, Usbekis-tan und Vietnam. In Lateinamerika wer-den Chile, Kolumbien, Brasilien, Argen-tinien und Mexiko als potenziell wachs-tumsträchtige Exportmärkte fürDeutschland ausgemacht. Die Automo-bilindustrie und der Maschinenbau do-minieren die deutschen Ausfuhren. Da-neben spielen Chemie, EDV, Pharmaund Elektronik eine große Rolle im Ex-portgeschäft. Doch abseits von Chinasind deutsche Firmen in den Wachs-tumsmärkten Asiens mit ihren Produk-ten deutlich unterrepräsentiert, wie dieStudie aufzeigt.

Exemplarisch zeigt sich diese Schwä-che in Indien. In das bevölkerungs-reichste Land der Welt, dem der Prog-nos-Report bis 2030 ein stattlichesWirtschaftswachstum von fast siebenProzent pro Jahr prognostiziert, gehenlediglich ein Prozent der deutschen Ex-porte. Und auch der Anteil Indiens anden deutschen Auslandsinvestitionennimmt sich mit 1,4 Prozent bescheidenaus. Dabei ist Indien schon heute diesechstgrößte Volkswirtschaft der Weltund wird sich bis 2030 laut Prognoseauf den dritten Platz vorarbeiten. Bis-lang sind es vor allem die Chinesen, diedas große Geschäft in Indien machen.Auch bei erfolgreichen ASEAN-Staa-ten wie Malaysia, Philippinen, Thailandoder Vietnam rangieren die Deutschenbeim Marktanteil weit abgeschlagen.China dominiert bei den wichtigsten In-dustriegütern. Aber auch Japan, Singa-pur und mitunter die USA sind in vielenBranchen besser im Geschäft als diedeutsche Konkurrenz. Lediglich in demreichen Stadtstaat Singapur kann we-nigstens die deutsche Autoindustrienoch mit den asiatischen Konkurrentenmithalten. Ansonsten findet der dyna-

mische Aufschwung Südostasiens bis-her weitgehend ohne deutsche Beteili-gung statt.
Nicht viel anders sieht es in den gro-ßen Absatzmärkten Lateinamerikas aus.Verglichen mit Asiens Schwellenlän-dern weisen Brasilien oder Argentinienzwar seit vielen Jahren geringereWachstumsraten und auch weniger sta-bile politische Verhältnisse auf. Den-noch sehen die Prognos-Analysten inbeiden Ländern sowie in Mexiko, Chileund Kolumbien noch unerschlossenesPotenzial für die deutsche Industrie.Auch hier sind es die Chinesen, die sichbei vielen Gütergruppen binnen weni-ger Jahre weit vor die deutsche und vie-lerorts auch vor die US-amerikanischeKonkurrenz geschoben haben. Wie sicham Beispiel Brasiliens zeigt, schrumpf-ten in den vergangenen zehn Jahren dieAusfuhren der wichtigsten deutschenIndustriebranchen sogar. Insgesamt hatSüdamerika für die hiesige Exportwirt-schaft an Bedeutung eingebüßt. Die deutsche Wirtschaft müsse ihreAbhängigkeiten im Außenhandel verrin-gern, um widerstandsfähiger zu werden,fordert der Hauptgeschäftsführer derVereinigung der Bayerischen Wirt-schaft, Bertram Brossardt. Das gehe nurmit Diversifizierung – also mehr stattweniger Globalisierung. „Wir brauchennicht weniger Geschäft mit China, son-dern mehr Geschäft mit anderen Staa-ten, vorzugsweise mit Ländern und Re-gionen, die unsere demokratischenWerte teilen“, sagt Brossardt. Von derGrößenordnung der Märkte her könnte– zumindest kurz- und mittelfristig –kein einzelnes der in der Prognos-Stu-die beleuchteten Länder die Lücke kom-pensieren, die ein wegbrechendes Chi-na-Geschäft für Deutschland Exportin-dustrie bedeuten würde.Im Jahr 2022 wurden nach Angabendes Statistischen Bundesamtes (desta-tis) Waren im Wert von knapp 107 Milli-arden Euro in das asiatische Land ver-kauft. Als Exportmarkt rutschte dasasiatische Riesenreich damit vom zwei-ten auf den vierten Platz hinter denUSA, Frankreich und den Niederlanden.Wie das Institut der deutschen Wirt-schaft (IW) ermittelt hat, fiel ChinasAnteil an den deutschen Exporten auf6,8 Prozent, während umgekehrtDeutschland auf fast 13 Prozent kletter-te. Noch sei zwar nicht ausgemacht,dass dieses enorme Gefälle von Dauersei, heißt es in einer IW-Studie zumdeutschen China-Handel. Klar sei aber,dass die chinesische Regierung denDruck auf deutsche Firmen erhöhe, vorOrt zu produzieren, um den Transfervon Wissen und Technologie zu be-schleunigen. Unter dem Strich schwä-che dies das deutsche Exportgeschäft. Überdies wolle die chinesische Füh-rung generell die Importe reduzieren,mit dem expliziten Ziel, China autarkerzu machen, betonen die IW-Forscher.Damit drohen künftig die Zeiten imdeutschen China-Geschäft eher nochhärter zu werden. Eine Abwendung vondem Riesenreich lehnen die Industrie-lobbyisten aber ab. „Wir fordern keinDe-Coupling, sondern De-Risking istdas Gebot der Stunde“, unterstreichtvbw-Chef Brossardt. Deutschland unddie EU seien deshalb mehr denn je ge-fordert, neue Rohstoff-, Handels- undInvestitionspartnerschaften überall aufder Welt abzuschließen.

Abhängig vom
China-Export
In Asien und Lateinamerika gibt es etlicheWachstumsmärkte. Doch deutscheUnternehmen vernachlässigen die Aufsteiger

Die Welt, 30.11.2023, Seite 10
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Oberbayern

  Michael Mißlbeck, CEO und Geschäftsführer der MT 
Technologies und bayme Vorstandsmitglied der Region 
MünchenNord-Ingolstadt, hatte eingeladen, sein mittelstän-
disches Traditionsunternehmen (gegr. 1869) zu besichtigen. 
Die MT Gruppe deckt die gesamte Prozesskette ab: als 
Dienstleister in der Entwicklung von Teilen, mit dem Werk-
zeugbau für die Serienproduktion und mit der Produktion 
von Teilen für High End Low Volume Produkte wie Rolls-
Royce, Bentley oder Porsche. Im Design Center werden 
Show Cars für Automobilmessen und Anschauungsmodel-
le für den Unternehmensvorstand gefertigt. 

Mittelfranken

  In der Regionalvorstandssitzung Mittelfranken berich-
tete Prof. Dr. Bjoern Eskofier (FAU – Lehrstuhl für Maschi-
nelles Lernen und Datenanalytik) über die industrielle An-
wendung von künstlicher Intelligenz. Corinna Schittenhelm 
(Regionalvorsitzende West-Mittelfranken) wurde nach sie-
benjährigem ehrenamtlichen Engagement im bayme vbm 
Regionalvorstand Mittelfranken verabschiedet. 

Schwaben

  Im September 2023 fanden Nachwahlen im vbm Regio-
nal vorstand der schwäbischen Regionen Augsburg und 
NordWest Schwaben statt. Folgende Personen wurden 
von den Teilnehmer*innen der Regionalversammlung ge-
wählt:  Alexander Miehling, Geschäftsführer, SGL Carbon 
GmbH; Frank Müller, Arbeitsdirektor, Airbus Helicopters 
GmbH; Sebastian Peters, Geschäftsführer, Airbus GmbH.
  Im Januar 2024 begrüßte die vbw zu ihrem 30. Neujahrs-
empfang im Augsburger Rathaus zahlreiche Gäste aus 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Janina Kugel, Unterneh-
merin, Aufsichtsrätin und Senior Advisior, begeisterte mit 
ihrem Vortrag zu den Chancen der künftigen Arbeitswelt. 
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01 Augsburg / Schwaben
02 Coburg / Oberfranken
03 München / Oberbayern
04 Nürnberg / Mittelfranken

05 Passau / Niederbayern
06 Regensburg / Oberpfalz
07 Würzburg / Unterfranken

Regionales

23. November 2023, Ingolstadt
bayme vbm Regionalvorstand bei MT Technologies GmbH

Gastgeber Michael Mißlbeck, CEO und Geschäftsführer  
der MT Technologies (M.), mit Vorstandskollegen, darunter  
der bayme vbm Vizepräsident und Vorsitzende der Region 
MünchenNord-Ingolstadt, Andreas F. Karl (2. v. r.)

Corinna Schittenhelm
Regionalvorsitzende 
West-Mittelfranken

10. Januar 2024, Augsburg
30. Neujahrsempfang Schwaben

Die Gastgeber*innen mit Janina Kugel
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Oberpfalz

  Die Auftragslage und Auslastung der Oberpfälzer M+E 
Industrie ist nach wie vor zufriedenstellend. Der Bedarf an 
Fachkräften und IT-Spezialisten kann nicht vollständig ge-
deckt werden. Der Trend geht bei den Unternehmen hin zu 
weiterer Automatisierung und dem vermehrten Einsatz 
von KI. Bei der Regionalversammlung im Oktober 2023 wur-
de Martin Flierl, Personalleiter Siemens AG Regensburg, 
als Nachfolger von Renate Birzer in den bayme vbm Regio-
nalvorstand Regensburg gewählt. Außerdem wurden im 
AURELIUM in Lappersdorf die Schulen der Regierungsbe-
zirke Niederbayern und Oberpfalz ausgezeichnet, die bei 
der Berufsorientierung ihrer Schüler besonderes Engage-
ment bewiesen haben. 

Niederbayern

  Eine Betriebsführung erhielten die Teilnehmer*innen 
des bayme vbm Kreises der Betriebsleiter*innen im neuen 
Gebäude der Schaltbau GmbH in Velden. DC Power Under 
Control – unter diesem Motto entwickelt und fertigt die 
Schaltbau Gruppe elektromechanische Komponenten und 
innovative Führerstände für Bahntechnik und Industrie. 
  Im November wurde Dr. Jutta Krogull als bayme vbm 
Geschäftsführerin Niederbayern erneut in ihrem Amt als 
Vorstandsmitglied der wissenswerkstatt Passau bestätigt. 
Seit mehr als zehn Jahren fördert die wiwe die Technikbe-
geisterung bei Kindern und Jugendlichen.

Unterfranken

   In der bayme vbm Regionalversammlung im Oktober 
2023 referierte bayme vbm Hauptgeschäftsführer Bertram 
Brossardt über aktuelle politische und tarifliche Entwick-
lungen. Das vbw Verbindungsbüro Albanien und Bayern 
wurde von dessen Leiterin, Donatela Sadriaj, vorgestellt. 
Matthias Werner, Geschäftsführer / Leiter Regionen und 
Services in München, berichtete über den Relaunch der 
Plattform career(me). Dr. Guntram Nöth, CFO der Preh 
GmbH in Bad Neustadt, wurde in den Vorstand des vbm in 
der Region Main und Rhön nachgewählt.

Oberfranken

  Auch in der zweiten Jahreshälfte blieb die konjunktu-
relle Entwicklung in Oberfranken weiter schwach. Die Un-
sicherheiten sind groß und die Perspektiven bleiben ver-
halten. Die kaum gebremste Inflation, die anhaltend hohen 
Energiekosten, die gestiegenen Zinsen, die schwache 
Welt wirtschaft sowie der Mangel an Fach- und Arbeits-
kräften belasten die Unternehmen.
  Für die Transformation sind große Investitionen not-
wendig. Dabei müssen die Standortbedingungen verbes-
sert werden, um diese im Inland zu halten und eine sonst 
drohende Deindustrialisierung abzuwenden.
  Beim 11. Unternehmergespräch Hochfranken referierte 
Rekordolympionikin Birgit Fischer über das Thema „Neu-
gier, Mut und Kreativität – Erfolg ist kein Zufall“. bayme vbm 
betonten, dass diese Eigenschaften gerade in schwieri-
gen Zeiten auch für Politik und Wirtschaft eine Schlüssel-
rolle spielen.

24. Oktober 2023, Porzellanikon, Selb
11. Unternehmergespräch Hochfranken 

05. Oktober 2023, Velden 
Betriebsführung Schaltbau GmbH

v. l. n. r.: Patrick Püttner, Geschäftsführer, bayme vbm  
Geschäftsstelle Oberfranken; Birgit Fischer, Rekord- 
olympionikin; Rolf Brilla, Vorstand, AGI Hochfranken e. V.; 
Clemens Dereschkewitz

bayme vbm Kreis Betriebsleiter*innen Niederbayern mit  
Rainer Pitz, Director Operations (erste Reihe 2. v. r.),  
und Dr. Jutta Krogull, bayme vbm Geschäftsführerin  
(erste Reihe 2. v. l.)

Dr. Guntram Nöth
Vorstand vbm Region
Main und Rhön
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Vorstand

Dipl.-Staatsw. (Univ.) Jens Böhlke
Mitglied des Vorstandes und Personalvorstand
Diehl Stiftung & Co. KG 

Alexandra Bornemann
Standortleiterin Continental Automotive Technologies GmbH

Dr. Lea Corzilius
Personalvorständin und Arbeitsdirektorin
ZF Friedrichshafen AG

Dietmar Czaia
General Manager GKN Aerospace Deutschland GmbH

Dr. Udo Dinglreiter
Geschäftsführer R. Scheuchl GmbH

Gernot Egretzberger
Geschäftsführer
J. N. Eberle & Cie. GmbH Kaltwalzwerk u. Sägenfabrik

Dr. Jochen Haberland
Vice President Labour Relations, Fundamentals, HR
AUDI AG

Marcella Hoffmann
Geschäftsführerin 
Airbus Defence and Space GmbH

Ilka Horstmeier
Personalvorständin und Arbeitsdirektorin 
BMW AG BMW Group Konzernzentrale

Hirohito Imakoji
Geschäftsführer Liebherr-Elektronik GmbH

Dr. Lars Immisch
Personalvorstand 
HENSOLDT AG

Dipl.-Wirtsch.-Ing. Thomas Kaeser
Vorstandsvorsitzender KAESER KOMPRESSOREN SE

Mitglieder des Präsidiums

Lic. oec. HSG Ingrid Hunger
Geschäftsführerin
Walter Hunger GmbH & Co. KG Hydraulikzylinderwerk

Dipl.-Kfm. Andreas F. Karl
Geschäftsführer
Andreas Karl GmbH & Co. KG

Angelique Renkhoff-Mücke
Vorstandsvorsitzende
WAREMA Renkhoff SE

Dr. Jochen Wallisch
Executive Vice President HR IE
Siemens AG

Weitere Informationen 
www.baymevbm.de/BYVGR

Präsident

Dr. Stefan Klumpp
Vorstand HAMM AG

Dr. Thomas Kneip
Vorsitzender der Geschäftsführung Wolf GmbH

Martin Naser
Leitung Ind. Relations & Employment Cond.
Siemens Healthineers AG

Erika Rasch
Head of Corporate Department HR Robert Bosch GmbH

David Riemenschneider
Geschäftsführer
Glen Dimplex Deutschland GmbH 

Dipl.-Kfm. Jürgen Weiß
Geschäftsführender Gesellschafter  
Weiss Kunststoffverarbeitung GmbH & Co. KG

Dipl.-Kfm. Johannes Winklhofer
Geschäftsführender Gesellschafter 
iwis motorsysteme GmbH & Co. KG

Dipl.-Ing. Jörg Wuttke
Vorsitzender der Geschäftsführung SKF GmbH

Ehrenvorsitzende

Alfred Gaffal
Vorsitzender des Aufsichtsrates
Wolf GmbH
 
Prof. Randolf Rodenstock
Geschäftsführender Gesellschafter
Optische Werke G. Rodenstock GmbH & Co. KG

Gremien

Dipl.-Betriebswirt Wolfram Hatz
Vorsitzender des Beirats und Gesellschafter 
Motorenfabrik Hatz GmbH & Co. KG,  
Präsident bayme vbm

https://www.baymevbm.de/BYVGR
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